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4-002

DE
VORSITZ: ROBERTO GUALTIERI

Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und
Währung

(Die Sitzung wird um 9.40 Uhr eröffnet.)

4-003

DE
Der Vorsitzende.  Guten Morgen, Präsident Draghi, es
ist immer eine Freude, Sie hier bei uns begrüßen zu
dürfen; so auch zu diesem vierten und letzten
Währungspolitischen Dialog dieses Jahres. In der letzten
Zeit wurden hier viele wichtige Erklärungen abgegeben,
und ich bin mir sicher, dass die Mitglieder des
Ausschusses für Wirtschaft und Währung (ECON)
darauf und auf weitere Themen zu sprechen kommen
werden.

Nach der letzten Sitzung des EZB-Rates kündigten Sie
an, dass der Grad der geldpolitischen Akkommodierung
bei der geldpolitischen Sitzung des EZB-Rats im
Dezember, wenn die neuen von Experten des
Eurosystems erstellten gesamtwirtschaftlichen
Projektionen vorlägen, erneut beurteilt werden müsse.
Ferner bekräftigten Sie, dass der EZB-Rat bereit und in
der Lage sei, gegebenenfalls zu handeln und alle im
Rahmen seines Mandats verfügbaren Instrumente
einzusetzen. Insbesondere betonten Sie erneut, dass das
Programm zum Ankauf von Vermögenswerten
ausreichend Flexibilität in Bezug auf die Anpassung von
Volumen, Zusammensetzung und Dauer biete. Darüber
hinaus berieten die Präsidenten der nationalen
Zentralbanken auf der Sitzung in Malta über eine
weitere Absenkung des Einlagesatzes. Außerdem sagten
Sie gestern beim „Open Forum“ der Bank of England,
dass der Abschluss der Bankenunion einen voll
ausgestatteten einheitlichen Abwicklungsmechanismus
und ein einheitliches Einlagensicherungssystem
impliziere.

Schließlich teilte der Koordinator des ECON der EZB
im Vorfeld des heutigen Währungspolitischen Dialogs
mit, dass der Wunsch bestehe, sich mit der Rolle der
EZB bei der Ausgestaltung und Umsetzung von
Hilfsprogrammen auseinanderzusetzen. Wir haben also
viele wichtige Dinge zu besprechen. Wir freuen uns nun
auf Ihre einleitenden Worte, auf die wie immer die
fünfminütigen Frage- und Antwortrunden folgen
werden.

4-004

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Herr Vorsitzender, ich freue mich,
wieder hier vor diesem Ausschuss zur letzten Sitzung
des Jahres 2015 erscheinen zu dürfen. Die
Rechenschaftspflicht der EZB gegenüber Ihnen, den
Mitgliedern des Europäischen Parlaments, stellt ein
wesentliches Gegenstück zur Unabhängigkeit der EZB
dar. Und Transparenz ist eine Voraussetzung für unsere
Rechenschaftspflicht Ihnen gegenüber. Wie Sie wissen,
haben wir in der letzten Woche infolge eines Antrags auf

öffentlichen Zugang die Terminkalender aller Mitglieder
des EZB-Direktoriums ‒ darunter auch meinen eigenen
‒ für die Zeit zwischen August 2014 und Ende Juli 2015
veröffentlicht. Doch dabei wird es nicht bleiben. Ab
kommendem Februar werden wir diese Terminkalender
jeden Monat veröffentlichen.

Es ist natürlich nachvollziehbar, dass einige von Ihnen
Fragen zu den Sitzungen meiner Kollegen und mir
stellen werden. Schließlich ist es ja Sinn und Zweck der
Veröffentlichung dieser Terminkalender, der
Öffentlichkeit und Ihnen ein besseres Verständnis
darüber zu geben, mit wem wir zusammenarbeiten. Aber
lassen Sie mich eines klar sagen: Wir hatten und haben
zu jedem Zeitpunkt eine klare Regel, nämlich dass wir in
nichtöffentlichen Sitzungen keine marktsensiblen
Informationen erörtern. Damit wir eine wirksame
Geldpolitik umsetzen können, ist es jedoch wichtig, mit
Marktteilnehmern zusammenzukommen, um auch deren
Ansichten zu hören.

In meinen weiteren Ausführungen möchte ich vor allem
über zwei Themen sprechen: erstens unsere aktuellen
Wirtschaftsprognosen und deren anstehende
Neubewertung auf unserer Sitzung im Dezember und
zweitens – entsprechend dem Wunsch der ECON-
Koordinatoren – die makroökonomischen
Anpassungsprogramme der letzten fünf Jahre und die
diesbezügliche Rolle der EZB.

Zunächst also zu den wirtschaftlichen Entwicklungen
und unserer Geldpolitik. Die Daten, die wir erhalten,
bestätigen, dass die wirtschaftliche Erholung im
Euroraum mäßig voranschreitet. Bislang zeichnete sich
die Wirtschaftstätigkeit im Euroraum durch ein gewisses
Maß an Widerstandsfähigkeit gegenüber externen
Einflüssen aus, die tendenziell die Nachfrage
schwächen. Während die externe Nachfrage
zurückgegangen ist, haben die Exportmarktanteile des
Euroraums zugenommen. Die geringeren Energiekosten
und unsere geldpolitischen Maßnahmen fördern den
Konsum und zunehmend auch die Bildung neuen
Kapitals.

Dennoch sind die Abwärtsrisiken infolge des globalen
Wachstums und Handels deutlich sichtbar. Zudem hat
sich die Inflationsdynamik ein Stück weit abgeschwächt,
was hauptsächlich auf die gesunkenen Ölpreise und die
verzögerten Effekte des stärkeren Euro-Wechselkurses
der Vormonate dieses Jahres zurückzuführen ist.
Darüber hinaus ist der allgemeine Preisdruck – etwa bei
den Erzeugerpreisen – nach wie vor sehr verhalten. Die
Anzeichen für eine nachhaltige Trendwende bei der
Kerninflation haben sich ein Stück weit abgeschwächt.
Während sich die der Inflation zugrunde liegenden
Impulse im Zuge der wirtschaftlichen Erholung
allmählich verstärken werden, wird die anhaltende
Konjunkturschwäche der letzten Jahre das nominale
Lohnwachstum weiterhin dämpfen. Dies wiederum
könnte den Preisdruck auch in nächster Zeit auf einem
niedrigen Niveau halten. Aus heutiger Sicht lässt sich
daraus ableiten, dass eine nachhaltige Normalisierung
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der Inflation doch länger auf sich warten lassen könnte,
als wir es im März bei unserer ersten Bewertung der
allgemeinen Auswirkungen unserer Maßnahmen
erwartet hatten.

Wir werden die Risiken für die Preisstabilität
aufmerksam beobachten und Ausmaß sowie
Langlebigkeit der Faktoren, welche die Rückkehr zu
einer Inflation von unter ‒ jedoch nahe bei ‒ 2 %
verlangsamen, gründlich bewerten. Auf unserer
geldpolitischen Sitzung im Dezember werden wir den
Grad der geldpolitischen Akkommodierung neu
beurteilen. Dafür werden wir die von Experten des
Eurosystems erstellten Projektionen heranziehen, die wir
im Dezember erhalten werden. Weitere Grundlagen sind
die von unseren Mitarbeitern in Absprache mit den
Ausschüssen des Eurosystems geleisteten Arbeiten im
Hinblick auf die bislang erzielten geldpolitischen
Impulse und die Palette an Instrumenten, die zur
Verfügung steht, sollte eine weitere Akkommodierung
als notwendig erachtet werden.

Sollten wir zu dem Schluss kommen, dass unser
mittelfristiges Preisstabilitätsziel gefährdet ist, würden
wir tätig werden und alle uns im Rahmen unseres
Mandats zur Verfügung stehenden Instrumente
einsetzen, um einen angemessenen Grad der
geldpolitischen Akkommodierung aufrechtzuerhalten.
Entsprechend unserer „Forward Guidance“-Strategie
wird das Programm zum Ankauf von Vermögenswerten
als besonders starkes und flexibles Instrument
angesehen. Und wir haben immer gesagt, dass wir
unsere Ankäufe auch noch nach Ende September 2016
fortsetzen würden, sollte es zu keiner nachhaltigen
Anpassung der Inflation kommen, die unserem
mittelfristigen Ziel einer Inflationsrate von unter ‒
jedoch nahe bei ‒ 2 % entspricht. Falls notwendig,
könnten auch andere Instrumente aktiviert werden, um
den Effekt des Ankaufprogramms zu verstärken.

Lassen Sie mich nun zu meinem zweiten Thema
kommen: die EZB und die makroökonomischen
Anpassungsprogramme. Auf dieses Thema gehe ich auf
ausdrücklichen Wunsch des Vorsitzes ein. Konkret geht
es um die makroökonomischen Programme und die
Rolle der EZB bei deren Aushandlung und
Überwachung. Benoît Cœuré hat hier im letzten Jahr
bereits über dieses Thema gesprochen. Ich werde mich
deshalb kurz fassen, doch natürlich besteht während der
Frage- und Antwortrunden die Möglichkeit, eingehender
darüber zu diskutieren, sollten Sie dies wünschen.

Um unsere Rolle bei der Programmarbeit zu verstehen,
ist es notwendig, sich die Ausgangsbedingungen ins
Gedächtnis zu rufen, unter denen die Programmstruktur
festgelegt wurde. Im Frühjahr 2010 gab es auf
europäischer Ebene keinen Rahmen, um über
Anpassungsprogramme zu verhandeln und diese zu
überwachen. In dieser Situation baten die
Mitgliedstaaten den IWF und die Kommission um Hilfe.
Zudem ersuchten sie die EZB, ihr Fachwissen
einzubringen zu einer Zeit, als Europa dieses am

dringendsten benötigte. Diese Struktur wurde im ESM-
Vertrag und durch die Mitgesetzgeber im sogenannten
Zweierpaket kodifiziert; der EuGH bestätigte ihre
Rechtmäßigkeit. Vor diesem Hintergrund hat die EZB
seitdem bei Programmen in fünf Mitgliedstaaten
beratend zur Seite gestanden. Wir dürfen jedoch nicht
vergessen, dass die jeweiligen nationalen Regierungen
für die Programmumsetzung verantwortlich sind,
wohingegen die endgültige Verantwortung für die
Ausgestaltung der Programme und die Auszahlung der
finanziellen Unterstützung bei der Eurogruppe liegt.

Seit 2010 haben mittlerweile drei Länder ihre
Programme mit Erfolg abgeschlossen, wobei Irland ein
besonders gutes Beispiel dafür liefert, wie derartige
Programme für die notwendigen Anpassungen sorgen
und Finanzstabilität, wirtschaftliche
Wettbewerbsfähigkeit und langfristige Tragfähigkeit der
öffentlichen Finanzen wiederherstellen können. Wir
haben gesehen, dass ein Land, das große
Eigenverantwortung für sein Programm übernimmt, mit
dessen Hilfe am Ende robustes Wachstum, ein stabileres
Finanzsystem und letztendlich auch einen Wiederanstieg
der Beschäftigung erreichen kann.

Es besteht kein Zweifel, dass der Anpassungsprozess
schmerzhaft war. Allerdings sollten wir nicht vergessen,
dass die Anpassungen zu erheblich mehr Belastungen
geführt hätten, wenn es die finanzielle Unterstützung
nicht gegeben hätte. Mit den Programmen mussten ganz
erhebliche makroökonomische Ungleichgewichte
bewältigt werden, die über mehrere Jahre im Vorfeld der
Krise entstanden waren und oftmals die Folgen einer
fehlgeleiteten nationalen Wirtschaftspolitik waren. Wie
wir bereits gesagt haben: Man darf die Feuerwehr nicht
für die Brandschäden verantwortlich machen.

Bei allen Programmen – in Irland und auch anderswo –
erfüllte die EZB die Rolle, die ihr durch den Vertrag
zugewiesen wurde: Sie fungierte als Zentralbank für den
Euroraum und versorgte die Finanzinstitute, auch jene in
den Programmländern, mit Liquidität, wo dies
gerechtfertigt war. Bisweilen bedeutete dies, dass wir
aufgrund von Risikomanagementerwägungen bei
unserer Entscheidung über die Bereitstellung weiterer
Liquidität den Fortschritt bei der Umsetzung eines
Programms in Betracht ziehen mussten, wenn die
Stabilität des nationalen Finanzsektors eng an den Erfolg
des Programmes geknüpft war. Dies taten wir in voller
Übereinstimmung mit unseren Vorschriften und unserem
rechtlichen Rahmen sowie in voller Unabhängigkeit. So
war es im Falle von Irland, und so ist es auch weiterhin
bei Griechenland und Zypern.

Lassen Sie mich nun zum Abschluss kommen. Vor fünf
Jahren wurde der Programmrahmen geschaffen. Es ist
sicherlich ein Teilstück unseres Weges hin zu einer
echten Wirtschafts- und Währungsunion, den
Europäischen Stabilitätsmechanismus und die damit
verbundene Programmarbeit vollständig in den
rechtlichen Rahmen der Europäischen Union zu
integrieren; dies haben wir zuletzt auch wieder im
Bericht der fünf Präsidenten gefordert. Aber noch
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wichtiger ist es, dass wir entscheidende Schritte
unternehmen, um von vornherein zu verhindern, dass ein
Mitgliedstaat überhaupt ein Programm benötigt. Daher
sind die Vollendung der Bankenunion, die Aufnahme
eines neuen Prozesses der wirtschaftlichen Konvergenz
für widerstandsfähigere Volkswirtschaften und die
Verwirklichung einer Fiskalunion, die sowohl
langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen als
auch finanzpolitische Stabilität sicherstellt,
entscheidende Faktoren für eine langfristige Vision
dessen, wohin uns die Europäische Währungsunion
führt. Das vor drei Wochen angenommene
Kommissionspaket ist ein erster Schritt in diese
Richtung. Doch es müssen weitere Maßnahmen folgen.
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und freue
mich nun auf Ihre Fragen.

4-005

DE
Der Vorsitzende.  Wir können nun mit den Fragen
beginnen. Als Erster hat Brian Hayes das Wort. Lassen
Sie mich bei dieser Gelegenheit auch darauf hinweisen,
dass unter den Rednern einige irische Kolleginnen und
Kollegen sein werden. Dies hängt mit einem Schreiben
einiger Kolleginnen und Kollegen und dem überaus
wichtigen Punkt zusammen, den der EZB-Präsident
bezüglich der Rechenschaftspflicht der EZB gegenüber
dem Europäischen Parlament angesprochen hat. Es
wurde vereinbart, dass diese Anhörung auch Gelegenheit
bieten sollte, dieses Thema anzusprechen. Und allen
irischen Kolleginnen und Kollegen wurde mitgeteilt,
dass sie über die Koordinatoren ausreichend Redezeit
beantragen können – natürlich im Rahmen eines
ausgewogenen Währungspolitischen Dialogs, bei dem
auch andere Punkte behandelt werden müssen.

4-006

DE
Brian Hayes (PPE). – Vielen Dank, Herr Gualtieri,
dass Sie es uns erleichtert haben, diese Fragen zu stellen.
Präsident Draghi, ich möchte Sie noch einmal im
Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON)
willkommen heißen, und ich bin mir dessen bewusst,
dass die Rettungsaktion für Irland nicht während Ihrer
Amtszeit als Präsident der EZB erfolgte. Sie haben
schon mehrmals gesagt, dass die EZB den Bürgerinnen
und Bürgern der Europäischen Union gegenüber über
diese Versammlung rechenschaftspflichtig ist, und ich
begrüße diese Rechenschaftspflicht. Vor dem
Hintergrund dieser Rechenschaftspflicht gibt es jedoch
noch einige Fragen, die bislang unbeantwortet blieben –
Fragen im Zusammenhang mit der Rettung Irlands, auf
die viele irische Bürgerinnen und Bürger gerne
Antworten von Ihnen und der EZB hätten.

Ich möchte Ihnen drei Fragen stellen, Präsident Draghi.
Erstens: Warum verlangte die EZB bei zwei
verschiedenen Gelegenheiten von Irland, dass es
Gläubiger ohne Sicherheiten und Garantien von zwei
Banken, nämlich der Anglo Irish Bank und Irish
Nationwide – Banken, die offenkundig insolvent waren
–, bezahlen sollte? Hier geht es nicht um öffentliche
Schulden; hier geht es nicht um Staatsschulden, die in

der unbedingten Verantwortung des irischen Staates
liegen. Hier geht es um private Schulden, und hier geht
es um private Banken, die Verluste in Höhe eines
Achtfachen ihres Kapitals eingefahren hatten. Räumen
Sie ein, dass die Weigerung der EZB, Irland die
Abschreibung ungesicherter Schulden in diesen beiden
„Zombie-Banken“ zu erlauben, zu einem ungerechten
und beispiellosen Druck auf die irischen Steuerzahler
führte? Ihr Vorgänger hat behauptet, dass bei dieser
Entscheidung ein Konsens herrschte – ein Konsens, bei
dem Irland außen vor war. Warum wurde Irland in
dieser Angelegenheit von der EZB überstimmt?

Meine zweite Frage betrifft die Liquiditätshilfe in
Notfällen („Emergency Liquidity Assistance“ – ELA):
Könnten Sie dem Ausschuss erläutern, weshalb die EZB
zuließ, dass diese Notfall-Liquiditätshilfe vor der Krise
25 % betrug?

Mein letzter Punkt: Sie sind der derzeitige Präsident der
EZB. Können Sie sich irgendwann eine Situation
vorstellen, in der Sie einem Finanzminister des
Euroraums schreiben und ihm auf diesem Wege
mitteilen, dass die Notfall-Liquiditätshilfe eingestellt
wird, sofern er sich nicht zu einem Programm
verpflichtet?

4-007

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Bitte entschuldigen Sie, aber ich habe
den letzten Teil Ihrer letzten Frage nicht verstanden.

4-008

DE
Brian Hayes (PPE). – Meine letzte Frage lautete:
Können Sie sich irgendwann eine Situation vorstellen, in
der Sie einem Finanzminister des Euroraums schreiben
und ihm mitteilen, dass Sie die Notfall-Liquiditätshilfe
einstellen, sofern er sich nicht zu einem Programm
verpflichtet? Das ist eine hypothetische Frage.

4-009

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Das ist ein recht umfangreiches
Fragenpaket, das ich beantworten soll. Doch lassen Sie
mich zuerst etwas ganz Allgemeines sagen, was ich bei
der Beantwortung anderer Fragen zu Irland näher
ausführen werde. Lassen Sie uns nicht vergessen, dass
die gesamte Bankenkrise gänzlich hausgemacht war.
Das ist unser Ausgangspunkt. Sie wurde durch eine
Reihe von Maßnahmen verschärft, die von der
damaligen Regierung ergriffen wurden, noch bevor die
EZB ins Spiel kam. Ich werde in einigen Augenblicken
noch einmal darauf zurückkommen.

Der zweite Punkt ist eher formeller Natur, aber
deswegen nicht weniger wichtig: nämlich die Tatsache,
dass die erhebliche Inanspruchnahme von vorrangigen
Anleihegläubigern keine Entscheidung war, die von der
EZB getroffen wurde. Sie wurde von der irischen
Regierung getroffen. Die EZB gab sicherlich
Ratschläge, die in diese Richtung gingen, doch hatte sie
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weder die Kompetenz noch die Mittel, um diese
Entscheidung vorzugeben.

Der dritte Punkt: Wir haben viel über diese Rettung
gesprochen, doch wir vergessen, dass Privatanleger in
Irland bereits vor der Rettungsaktion Verluste erlitten
hatten, die sich – zwischen Abschreibungen von
Eigenkapital und untergeordneten Abschreibungen von
nachrangigen Verbindlichkeiten – insgesamt auf rund
43 Mrd. EUR beliefen. Die Rettungsaktion, über die wir
sprechen, belief sich im ersten Schritt auf höchstens
4 Mrd. EUR und im zweiten Schritt auf gerade einmal
2 Mrd. EUR. Ich sage das nur, um ein Gefühl für die
Verhältnismäßigkeit dieser Zahlen zu vermitteln.

Meinen vierten Punkt habe ich bereits in verschiedenen
Kontexten betont: Es ist sehr schwierig, die damals
beschlossenen Maßnahmen aus heutiger Sicht zu
beurteilen – das gilt für Irland, aber auch für andere
Programmländer. Zur damaligen Zeit gab es weder klare
Vorschriften über das sogenannte Bail-in noch
Präzedenzfälle. Man wusste also nicht, in welcher
Reihenfolge man in diesen Fällen vorgehen sollte.

Diese Unsicherheit bezüglich der Reihenfolge trug dazu
bei, dass die Finanzmarktlage, die aus einer Vielzahl von
Gründen ohnehin bereits überaus fragil war, nur noch
prekärer wurde. Dies führte zu extremer Volatilität.
Unser Rat gegen eine Lastenverteilung war keine
Grundsatzentscheidung – tatsächlich spricht sich die
EZB heute für eine Lastenverteilung aus. Allerdings
waren die erforderlichen Präzedenzfälle und
Bedingungen, die eine Beteiligung von vorrangigen
Gläubigern erleichtert hätten, zum damaligen Zeitpunkt
schlicht und ergreifend nicht vorhanden.

Dann gab es einige positive Entwicklungen zu
verzeichnen. Am Ende des ersten Quartals 2011 lagen
die Ergebnisse der Überprüfung der gesetzlich
vorgeschriebenen Eigenkapitalausstattung (Prudential
Capital Assessment Review, „PCAR“) der irischen
Banken vor. Sie erinnern sich vielleicht, dass einige
Institute einen deutlich höheren Kapitalbedarf
vorhersagten, die endgültigen Zahlen laut Schätzung der
EZB-Experten jedoch geringer waren. Dies trug mit
Sicherheit dazu bei, das Vertrauen in die Märkte
wiederherzustellen. Zu diesem Zeitpunkt, als das
Vertrauen gerade allmählich wieder zurückkehrte, wäre
es nach Ansicht der EZB höchst abträglich gewesen, ein
Bail-in von, wie ich bereits sagte, höchstens 4 Mrd. EUR
umzusetzen, nachdem zuvor bereits 43-44 Mrd. EUR für
ein Bail-in herangezogen worden waren. Das hätte
erhebliche Störungen verursacht. Mit anderen Worten:
Die Kosten hätten den Nutzen dieses Bail-in nicht
ausgeglichen. Das war die damals vorherrschende
Meinung.

Diese Meinung hat sich im späteren Verlauf des Jahres
2011 bestätigt: Das vorhersehbare Bail-in betrug rund
2 Mrd. EUR, auch weil die irischen Behörden zwei
irische Banken von der Beteiligung ausnehmen wollten.
Es handelte sich also zu Beginn um ein geringes Bail-in,

allerdings mit potenziell hohen Kosten, was das
Vertrauen in das irische Programm anbelangte.

Auch sollte man nicht vergessen, dass es darum ging,
den Marktzugang wiederherzustellen, was – nebenbei
gesagt – der zentrale Punkt aller Programme ist. Das
Hauptziel lautete damals also, Marktzugang zu
erreichen. Dank der Einhaltung des Programms, der
Maßnahmen der irischen Regierung und der Opfer der
irischen Bevölkerung wurde dies auch erreicht. Dies war
der Beginn einer hundertprozentigen Erfolgsgeschichte,
auf die das gesamte irische Volk heute stolz sein kann.

Was die Frage zur Notfall-Liquiditätshilfe anbelangt, so
möchte ich auf die schriftliche Antwort verweisen, die
ich im Februar dem Mitglied des Europäischen
Parlaments Matt Carthy zukommen ließ. Darin
erläuterten wir den Entscheidungsprozess zur
Gewährung von Liquiditätshilfe in Notfällen. Und noch
einmal ein formeller, jedoch wichtiger Punkt, den ich
immer wieder betone, nicht nur im Fall von Irland: Die
Verantwortung für die Bereitstellung der Notfall-
Liquiditätshilfe liegt bei der jeweiligen nationalen
Zentralbank, in diesem Fall der Zentralbank von Irland,
und nicht bei der EZB.

Dasselbe gilt für die Bewertung der Zahlungsfähigkeit,
welche die Grundlage dafür ist, dass der EZB-Rat den
Antrag der nationalen Zentralbank nicht ablehnt. Anders
gesagt: Die nationale Zentralbank schlägt die Notfall-
Liquiditätshilfe vor. Sie kann nur Banken gewährt
werden, die zahlungsfähig sind und über gute und
ausreichende Sicherheiten verfügen. Die Qualität dieser
Sicherheiten wird von der zuständigen Aufsichtsbehörde
– damals war dies die Zentralbank von Irland –
bewertet. Und das ist wesentlich, denn wenn die
Aufsichtsbehörde die Sicherheiten für angemessen, gut
und ausreichend befindet, hat der EZB-Rat keinen
Grund, den Antrag der nationalen Zentralbank
abzulehnen.

Vor diesem Hintergrund sollte man auch daran denken,
dass der EZB-Rat mehrmals Bedenken über den Umfang
der damals von der nationalen Zentralbank
bereitgestellten Notfall-Liquiditätshilfe äußerte.

Lassen Sie mich diese umfangreiche Antwort nun
abschließen. Heute liegt die Situation zum Glück völlig
anders. Wie ich bereits betont habe: Irland hat das
Programm nicht nur mit Bravour abgeschlossen, es ist
mittlerweile auch die am schnellsten wachsende
Volkswirtschaft in der Europäischen Währungsunion.
Das Pro-Kopf-BIP Irlands liegt weit über dem
Durchschnitt des Euroraums. Doch auch die allgemeine
Situation ist eine andere. Wir verfügen heute über klare
Vorschriften für die Sanierung und Abwicklung von
Banken. Wir verfügen über eine klar festgelegte
Reihenfolge für Bankengläubiger. Wir verfügen jetzt
über eine einzige Aufsichtsbehörde, das heißt, wir haben
die Unklarheiten bezüglich der Zuständigkeiten fast
gänzlich beseitigt. Alles in allem wurden bedeutende
Fortschritte erzielt.
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4-010

DE
Pervenche Berès (S&D). – Herr Präsident, das sind sehr
gute Nachrichten, ich möchte allerdings besonders den
Vorschlag aufgreifen, den der Premierminister des
Vereinigten Königreichs, David Cameron, vorgestern
vorgestellt hat.

Im ersten Kapitel dieses Vorschlags des
Premierministers des Vereinigten Königreichs geht es
um die Frage der Governance des Euroraums, des
Euroraums selbst. Der Vorschlag läuft auf zwei zentrale
Punkte hinaus.

Erstens stellt er den Vertrag, demzufolge der Euro die
Währung der Europäischen Union ist, ganz
offensichtlich in Frage und schlägt das parallele
Bestehen zweier Europas vor: eines Europas des
Euroraums und eines Europas außerhalb des Euroraums.
Was halten Sie davon?

Zweitens beharrt er darauf, dass Unternehmen in
Volkswirtschaften mit anderen Währungen nicht
diskriminiert bzw. benachteiligt werden sollten. Nun
versäumt er es meines Erachtens aber, darauf
hinzuweisen, in welchem Umfang das Vereinigte
Königreich allein von der Existenz des Euro profitiert
hat. Dies scheint mir eine hilfreiche Gegenüberstellung.

Was halten Sie von diesen Forderungen, unter anderem
im Zusammenhang mit den ganz zentralen und
dringlichen Anliegen der Wirtschafts- und
Währungsunion, die zum Teil recht gut in den Arbeiten
am Bericht der fünf Präsidenten – der bekanntermaßen
letztendlich auf eine Reform der Verträge hinausläuft –,
an denen Sie beteiligt waren, zusammengefasst worden
sind? Sind die Gestaltung und die Zeitpläne dieser
notwendigen Vertragsreformen nicht in Gefahr?

4-011

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. –  Ich möchte zunächst darauf hinweisen,
dass ich keinen Brief kommentieren kann, der an den
Präsidenten des Europäischen Rates adressiert war. Dies
ist eine politische Frage. Für die EZB ist es wichtig, dass
wir unseren Auftrag gemäß den Vorgaben des Vertrages
weiterhin erfüllen. Der im Vertrag vorgegebene Rahmen
bildet aktuell die Grundlage für die Aufgaben und
Zuständigkeiten der EZB. Die Schaffung einer
Wirtschafts- und Währungsunion ist eine der zentralen
Aufgaben der Europäischen Union. Der Vertrag ist da
sehr eindeutig. Er besagt, dass die
Gemeinschaftswährung der Union der Euro ist. Unser
Auftrag ist es, eine einheitliche Währungspolitik für
diese Währung zu definieren und umzusetzen, um die
Preisstabilität aufrechtzuerhalten. Das ist die Basis
unserer Arbeit und es ist unsere Pflicht, unseren Auftrag
zu erfüllen. Soviel kann ich im Moment dazu sagen.
Aber ich bin mir sicher, dass wir viele andere
Gelegenheiten haben werden, dieses Thema
tiefgreifender zu erörtern, wenn es diesbezüglich mit der
Zeit neue Entwicklungen gibt. Wir stehen da noch ganz
am Anfang.

4-012

DE
Pervenche Berès (S&D). – Herr Präsident, Herr Draghi,
sicher, aber wie glauben Sie als Verfasser des Fünf-
Präsidenten-Berichts über die Reform der Verträge, dass
die Forderungen von Herrn Cameron im Hinblick auf
die Revision der Verträge mit den für die
Funktionsweise der Wirtschafts- und Währungsunion
erforderlichen Maßnahmen vereinbart werden können?

4-013

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. −  Das Thema befindet sich noch in
einem sehr frühen Stadium. Ich bin mir ziemlich sicher,
dass es uns in den kommenden Monaten beschäftigen
wird. Es handelt sich um einen sehr komplizierten
Prozess. Was ich diesbezüglich allein feststellen kann,
ist, dass beide Seiten jetzt und auch in Zukunft in bester
Absicht handeln.

Wir werden künftig mit Sicherheit zwei Ziele deutlich
vor Augen haben. Eines ist die Gemeinschaftswährung,
das zweite der Binnenmarkt. Alles, was aus der
komplexen Interaktion zwischen den verschiedenen
Seelen der Union entsteht, muss dafür sorgen, dass diese
zwei außerordentlichen Errungenschaften der
Europäischen Union erhalten bleiben.

4-014

DE
Notis Marias (ECR). - Herr Präsident, Herr Draghi, die
Memoranden sind in Griechenland vollkommen
gescheitert. Ich habe von Ihnen jedoch kein einziges
Wort einer Selbstkritik gehört. Sie haben nicht die
geringste Verantwortung übernommen. Sie waschen Ihre
Hände als neuer Pontius Pilatus in Unschuld. Darf ich
Sie daran erinnern, dass Griechenland mit den ersten
beiden Memoranden Kredite in Höhe von
240 Mrd. EUR aufgenommen hat, während
1,5 Millionen Menschen arbeitslos sind, 40 % der
Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze leben, das BIP
um 26 % gesunken ist und die Schulden nicht mehr zu
schultern sind, da diese, nachdem sie 2010 noch 123 %
des BIP entsprachen, nach Angaben des IWF im Jahr
2016 201 % des BIP erreichen werden. Warum setzen
Sie als Mitglied der Troika trotz des Misserfolgs der
ersten beiden Memoranden mit dem Memorandum 3
dieselbe Politik fort?

Warum setzen Sie als Troika die harte Steuerpolitik
zulasten des Vermögens der griechischen Bevölkerung
wie durch die Immobiliensteuer in Höhe von
3,2 Mrd. EUR pro Jahr, die Erhöhung der
Mehrwertsteuer auf 23 % im Inselraum der Ägäis, die
Kürzung der Renten und die Auflösung des
Versicherungswesens fort? Warum geben Sie grünes
Licht, damit die Häuser der Griechen unter den Hammer
kommen? Warum weigern Sie sich auch jetzt noch die
Gewinne von über 3 Mrd. EUR, die die EZB für die
griechischen Staatsanleihen verzeichnet hat,
zurückzuzahlen, wo es sich doch um Anleihen handelt,
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die die EZB mit einem Abschlag von 40 % erworben
und die sie bei 100 % ihres Wertes verkauft hat?
Warum nun, Herr Draghi, geben Sie diese Gewinne
nicht zurück, nicht einmal um sie für die Finanzierung
von Programmen zur Bekämpfung der
Jugendarbeitslosigkeit bereitzustellen, die über 50 %
liegt? Werden Sie letztendlich zustimmen, wie es der
IWF vorschlägt, dass einen Schuldenschnitt für
Griechenland durchgeführt wird, damit das Land die
Schulden selbst tragen kann? Was wird mit den „roten“
Krediten passieren, Herr Draghi? Griechenland kann
keine weiteren Maßnahmen mehr schultern und das
griechische Volk möchte Ihnen dies, Herr Draghi, mit
dem heutigen Generalstreik klar und deutlich mitteilen.

4-015

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. −  Ich möchte Ihnen darauf gerne damit
antworten, was die EZB will und immer verfolgt hat.
Dank des hervorragenden Politikdialogs, den die
Regierung in der jüngsten Vergangenheit mit den
Institutionen geführt hat, ist das aktuelle Programm jetzt
das, was wir ein starkes Programm nennen, nämlich ein
Programm, das mit Fairness, aber auch mit langfristiger
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen sowie
Finanzstabilität Wachstum schaffen kann. Viele
Maßnahmen wurden ergriffen und viele weitere werden
in Zukunft getroffen. Wenn die finanziellen
Meilensteine umgesetzt sind, werden die Banken
rekapitalisiert, und der Betrag dafür, den zur Verfügung
zu stellen sich die Mitgliedstaaten des Euroraums und
ihre Steuerzahler geeinigt haben, liegt bei bis zu
25 Mrd. EUR. Es ist sehr wahrscheinlich, dass das nicht
notwendig sein wird, aber die Option besteht.

Man muss verstehen, dass diese Anstrengung durch die
Steuerzahler des Euroraums nur dann gerechtfertigt ist,
wenn die Banken gesund sind — was bedeutet, dass sie
in der Lage sind, ihren Auftrag zu erfüllen, der darin
besteht, dem privaten Bereich, den Haushalten und
Unternehmen in Griechenland Kredite zur Verfügung zu
stellen. Dafür müssen sie das Problem der notleidenden
Kredite lösen und einer der finanziellen Meilensteine
zielt genau darauf ab: Maßnahmen, die zur Verringerung
der notleidenden Kredite nötig sind.

Ich werde die anderen Maßnahmen nicht kommentieren,
da sie alle entwickelt wurden, um den
Strukturreformprozess in Griechenland zu beschleunigen
und die Wirtschaft wettbewerbsfähiger und produktiver
zu machen, während ein gewisses Maß an sozialer
Gerechtigkeit und langfristige Tragfähigkeit der
öffentlichen Finanzen aufrechterhalten bleibt. Lassen Sie
mich aber das SMP-Thema kommentieren, da Sie dies
bereits in der Vergangenheit erwähnt haben. Es ist nicht
das erste Mal, dass ich nicht korrekte Aussagen von
Ihnen berichtigen muss. Dies war auch während unserer
Sitzung im September der Fall, und auch im Juni und im
Februar Anfang des Jahres.

Ich werde nicht auf Ihre anderen Aussagen zur
Rückzahlung an den IWF usw. eingehen, da ich Ihnen

bereits schriftlich geantwortet habe. Aber da Sie Ihre
Aussage zum SMP wiederholen, werde ich es noch
einmal sagen. Die Gewinne durch das SMP, die die EZB
macht, werden gemäß unseren
Rechnungsführungsregeln und -entscheidungen an die
nationalen Zentralbanken verteilt. Sie übernehmen diese
dann in ihre nationalen Haushalte gemäß ihren eigenen
Vorschriften. Im Gegenzug haben sich die
Mitgliedstaaten verpflichtet, den Gegenwert der
Gewinne, die die EZB mit griechischen Anleihen im
SMP-Portfolio erzielt hat, an Griechenland zu
überweisen. Somit hält also nicht die EZB diese
Gewinne zurück.

4-016

DE
Marian Harkin (ALDE). – Vielen Dank, Herr Draghi,
und vielen Dank auch an den Ausschuss für Wirtschaft
und Währung (ECON) für die Ermöglichung dieser
Debatte heute Morgen.

Der Hintergrund meiner Frage wurde bereits diskutiert.
Sie bezieht sich auf die Bemühungen Irlands um eine
Lastenaufteilung. 2010 wollten wir Anteilseigner der
Banken sowie Inhaber nachrangiger Schuldtitel zur
Übernahme von Verlusten zwingen. Laut Ajai Chopra,
damaliger Vizedirektor der Europaabteilung des IWF
und zuständig für das irische Rettungspaket, lag damals
im Jahr 2010 das verbleibende nicht garantierte und
ungesicherte Risiko von Anteilseignern bei rund
16 Mrd. EUR. Kevin Cardiff, der damals der
Generalsekretär unseres Finanzministeriums war und
heute Mitglied des Rechnungshofes ist, sagte
diesbezüglich, dass die EU-Kommission mitgeteilt habe,
dass es im Falle einer Lastenaufteilung für Anteilseigner
kein Programm geben werde. Die EZB war ähnlich
entschlossen in ihrer Ansicht. Sie haben also auch eine
Rolle gespielt.

Im März 2010 sprach sich Irland für eine
Lastenaufteilung von 3,7 Mrd. EUR aus, ein weit
kleinerer Betrag als der, den Sie bereits erörtert hatten.
Jean-Claude Trichet machte dann aber seine berühmte
Bemerkung, dass wenn die irische Regierung dies täte,
eine Bombe hochgehen würde, und zwar nicht hier,
sondern in Dublin. Wir gaben also nach und erfanden
die Solawechsel. Der Kontext meiner Frage heute
Morgen ist nicht, wer richtig oder falsch liegt, wer das
Feuer gelegt oder es gelöscht hat. Der Kontext ist, dass
Irland zuerst kam. Die Krise wurde ursprünglich falsch
diagnostiziert und es wurden Fehler gemacht.

Sie sagten heute Morgen, dass die Krise ganz und gar
hausgemacht sei. Sie wiesen aber auch daraufhin, dass
die allgemeine Lage heute anders liege, und das trifft
auch zu. Denn wir hatten eine Währungsunion, die ihren
Zweck nicht erfüllen konnte, und wir hatten viele
europäische Banken, die ihre Transaktionen auf extrem
riskante Weise tätigten. Das ganze System war
fehlerhaft, nicht nur die irischen Banken. Es bleibt
zudem festzuhalten, dass die damals in Irland
getroffenen Maßnahmen in der Folge von keinem
anderen europäischen Land angewendet wurden.
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Aber jetzt haben wir Lösungen. Jetzt gibt es den ESM.
Und meine Frage an Sie ist ganz einfach: Werden Sie im
Interesse der Solidarität und Fairness sowie vor dem
Hintergrund des politischen Bekenntnisses der Staats-
und Regierungschefs der EU im Juni 2012, die
Verbindung zwischen Banken und Staaten zu
unterbrechen, mit den entsprechenden Parteien
zusammenarbeiten, um einen Mechanismus oder eine
Lösung zu finden, damit die Kosten für Irlands
Solawechsel auf den ESM übertragen werden? Sie
sagten uns heute Morgen, dass die EZB eine
Lastenaufteilung befürworte. Meine Frage ist: Werden
Sie einen Weg finden?

4-017

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. −  Ich möchte mich zu diesem Zeitpunkt
nicht über die Vergangenheit äußern, sondern mich
vielmehr auf die Zukunft konzentrieren. Ich verstehe
Ihre Frage folgendermaßen: Kann der ESM allgemein
und insbesondere im Fall der irischen Banken für eine
direkte Rekapitalisierung genutzt werden? Sie haben
vollkommen recht, dass es ein politisches Bekenntnis
gab, den ESM zu nutzen, und dass das politische
Bekenntnis dann in die Bestimmungen oder Satzung des
ESM übertragen wurde. Nun ist eine direkte
Rekapitalisierung durch den ESM möglich, wenn vier
Bedingungen erfüllt sind. Erstens muss die Bank sich in
der Abwicklung befinden. Zweitens muss sie sich mit
bis zu 8 % – wenn ich mich nicht irre – an den gesamten
Verbindlichkeiten beteiligen. Drittens muss festgestellt
werden, dass die Bank an Privatmärkten kein Kapital
aufnehmen kann, und viertens muss sie systemrelevant
sein.

Sie sehen also, dass diese vier kombinierten
Voraussetzungen die Nutzung des ESM für eine direkte
Rekapitalisierung in Krisenzeiten zu einem sehr
schwierigen und unwahrscheinlichen Mechanismus
machen. Aber dennoch können wir uns Situationen
vorstellen, in denen sich eine Bank in der Abwicklung
befindet, sich mit 8 % an den Verbindlichkeiten beteiligt
hat, systemrelevant ist und sich nicht über private
Kapitalgeber finanzieren kann. All das stammt aus den
gebündelten Maßnahmen der Richtlinie über die
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und den
Vorschriften über Staatshilfen.

4-018

DE
Matt Carthy (GUE/NGL). – Herr Draghi, ich schließe
aus Ihren früheren Antworten, dass Sie in Eigenregie die
EZB von jeglicher Verantwortung in der irischen
Bankenkrise freigesprochen haben. Ich würde aber
argumentieren, dass sich die EZB nicht nur in die Krise
selbst, sondern auch in den demokratischen
Entscheidungsprozess in Irland direkt eingemischt hat.

Die Interventionen der EZB waren mehrmals extrem
schädigend und, wie viele sagen würden, unrechtmäßig.
Ich möchte zum Beispiel auf den Umstand verweisen,
dass offizielle Vertreter der EZB ab September 2010

Journalisten über ihre Bedenken bezüglich sogenannter
„süchtiger Banken“ informierten: Es wurde angedeutet,
dass eigentlich ein Treffen mit Timothy Geithner beim
G20-Gipfel in Seoul am 11. November 2010 zu der
Entscheidung der EZB geführt hatte, die irische
Regierung in ein Troika-Programm zu zwingen. Können
Sie das bestätigen und können Sie die Details der
Kommunikation zwischen der EZB und der irischen
Regierung vom folgenden Tag, dem
12. November 2010, kurz darstellen?

Die Ultimaten, die Ihre Organisation dem damaligen
irischen Finanzminister 2010 stellte und die unter
anderem die Drohung beinhalteten, die Liquiditätshilfe
für Irland einzuschränken, wenn es einem
Finanzhilfeprogramm nicht zustimme; die Tatsache,
dass die EZB 2010 und erneut 2011 die vollständige
Bedienung der irischen Anteilseigner als Vorbedingung
für das Programm stellte und natürlich der berühmte
Anruf von Ihrem Vorgänger beim irischen
Finanzminister Michael Noonan, auf den sich Marian
Harkin bezog, in dem er sagte, dass eine Bombe in
Dublin hochgehen werde, wenn im irischen Parlament
auch nur vorgeschlagen würde, dass die Anteilseigner
eine Hauptlast tragen sollten. Herr Draghi, sehen Sie ein,
dass es aufgrund dieser Einmischungen in den irischen
Demokratieprozess noch skandalöser ist, dass Ihre
Organisation es abgelehnt hat, sich formell an einer
parlamentarischen Untersuchung zum Thema
Bankenkrise zu beteiligen, die eingeleitet wurde, damit
die Iren die Ursachen und Details der Bankenkrise und
der folgenden Wirtschaftskrise nachvollziehen können?
Können Sie uns nochmals erklären, warum die EZB das
irische Volk gezwungen hat, einen unverhältnismäßigen
Teil der Last einer Krise zu tragen, um Probleme im
weiteren Euroraum anzugehen? Und werden Sie, Herr
Draghi, sich schließlich für die destruktiven und
unrechtmäßigen Maßnahmen der EZB und für die
Missachtung, die die EZB der demokratisch veranlassten
Untersuchung zur Bankenkrise und dem irischen Volk
entgegengebracht hat, entschuldigen? Die EZB war nicht
die Feuerwehr: Die EZB fungierte bei unserer Krise als
einer der Feuerleger.

4-019

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. −  Ich bleibe dabei und verfechte, dass
die EZB die Feuerwehr war. Aber lassen Sie mich einige
Ihrer Fragen beantworten. Die erste betrifft die Art der
EZB-Kommunikation mit den irischen Behörden vom
12. November 2012. Dazu wurde bereits ein Antrag auf
öffentlichen Zugang gestellt und die EZB konnte keine
Hinweise auf eine relevante Kommunikation finden.

Zweitens wurden, soweit ich weiß, keine
Presseinformationen seitens Vertreter der EZB
herausgegeben. Ich möchte dazu jedoch noch Folgendes
sagen. Das Problem der sogenannten „süchtigen
Banken“ – Banken, die zur damaligen Zeit extrem viel
Notfall-Liquiditätshilfe in Anspruch nahmen – war nicht
nur ein irisches Problem. Diese Banken gab es überall,
selbst in Deutschland griff eine Bank auf Notfall-
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Liquiditätshilfe zurück. Wir haben diese Zeit irgendwie
vergessen. Es war eine Zeit der Unsicherheit und so
wurde viel von „süchtigen Banken“ gesprochen. Aber
soweit ich weiß, gab es keine Art von
Hintergrundbriefing für die Presse durch Vertreter der
EZB zu süchtigen irischen Banken.

Lassen Sie mich, drittens, noch einmal auf Folgendes
hinweisen: Wir sollten nicht vergessen, dass die
Bankenkrise ganz und gar hausgemacht war. Das ist der
eine Punkt. Zweiter Punkt: Die unmittelbare Reaktion
auf die Bankenkrise war die Emission einer
Staatsgarantie. Die Staatsgarantie wurde von der EZB in
zwei veröffentlichten EZB-Mitteilungen im
Wesentlichen negativ bewertet. Diese Garantie, die ohne
Absprache mit den anderen Mitgliedern der
Währungsunion (oder EU-Mitgliedstaaten überhaupt)
ausgesprochen wurde, hatte den unmittelbaren Effekt,
dass eine Verknüpfung zwischen dem Bankensystem
und dem Staat hergestellt wurde und dass dies natürlich
für Unsicherheit auf den Finanzmärkten in Hinblick auf
die staatlichen Kapazitäten sorgte bzw. diese verstärkte.

Tatsächlich war dies einer der Faktoren, der zum Verlust
des Marktzugangs der irischen Regierung und
schließlich zur Notwendigkeit eines
Staatshilfeprogramms führte. Ich denke, es wäre nur fair,
bei der retrospektiven Betrachtung dieser Ereignisse
auch diese Dinge im Kopf zu behalten, wenn wir
darüber sprechen, wer als Feuerwehr eingegriffen hat
und welche Ursachen zum Brand führten. Das ist ein
ziemlich wichtiger Punkt.

Viel Gewicht – worauf ich aber gerade schon
eingegangen bin – wurde auch auf den Bail-out oder den
verpassten Bail-in gelegt. Wir sollten nicht vergessen,
wie ich schon zuvor gesagt hatte, dass bereits
44 Mrd. EUR an Bail-out-Geldern geflossen waren. Wir
sprechen über Zahlen, die viel kleiner sind, als der Bail-
in, der bereits erfolgt war.

Eine letzte Sache zu unserer Rechenschaftspflicht
gegenüber dem Parlament: Wir sind gegenüber dem
Europäischen Parlament rechenschaftspflichtig, nicht
gegenüber den nationalen Parlamenten. Deswegen bin
ich hier und antworte auf Ihre Fragen.

4-020

DE
Der Vorsitzende.  – Herr Carthy, als Mitglied haben
Sie das uneingeschränkte Recht, Ihre Ansichten zu
vertreten. Ihre Ausdrucksweise war allerdings für eine
Sitzung des Europäischen Parlaments nicht angemessen.
Daher möchte ich Sie bitten, dies in Zukunft zu
unterlassen.

4-021

DE
Sven Giegold (Verts/ALE). – Präsident Draghi, zuerst
einmal möchte ich Ihnen sagen, dass ich großen Respekt
vor der Unabhängigkeit Ihrer Institution habe und
möchte vorab betonen, dass es den Euro nicht mehr
gäbe, wenn Sie diese Unabhängigkeit nicht so umgesetzt

hätten, wie Sie es getan haben. Dies ist der
Ausgangspunkt für alles, was wir besprechen. Dennoch
möchte ich auch betonen, dass diese Unabhängigkeit
natürlich auch bestimmte Verantwortlichkeiten mit sich
bringt und dass, wie Sie sehen können, es Fragen von
meinen irischen Kollegen gab (die aus meiner Sicht
gerechtfertigt sind) und auch Fragen im griechischen
Fall, in dem es starke Hinweise auf eine deutliche
zeitliche Koordination zwischen den Maßnahmen in der
Eurogruppe, in der Troika und in bestimmten
Entscheidungen zur Notfall-Liquiditätshilfe gab und
sogar Fragen zu einigen Aufsichtsentscheidungen der
Aufsichtsabteilungen der EZB.

Dies führt zu Bedenken über die Art und Weise, wie
unabhängige Entscheidungen der EZB mit politischen
Entscheidungen in der Troika und der Eurogruppe
koordiniert werden, die meist nicht in den
Verantwortungsbereich und die Rechenschaftspflicht
gegenüber dem Europäischen Parlament fallen. Ich frage
Sie daher Folgendes: Wäre es nicht angemessen, dass
die EZB klare Regeln über die Grenzen der
Einmischung seitens politischer Organe wie der Troika
oder der Eurogruppe schriftlich festlegt, und darüber,
welche Entscheidungen sie dort trifft und welche
Entscheidungen sie nicht trifft, um ihre Integrität als
Institution zu wahren? Ich denke, es bedarf einer klaren
– schriftlichen – Definition der Aufteilung zwischen
politischen Organen und den unabhängigen Maßnahmen
der EZB. Ansonsten besteht die Gefahr, dass Ihr Ruf
noch mehr leidet, als bisher schon geschehen. Darf ich
Sie bitten, solch klare Entscheidungen zur
Gewaltenteilung zu treffen? Mündliche Stellungnahmen
reichen nicht aus, um das Vertrauen in Ihre Institution
wiederherzustellen, das überall in Europa vonnöten ist.

4-022

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. −  Vielen Dank für die Anerkennung
unserer Unabhängigkeit in der Vergangenheit. Ich würde
jedoch auch behaupten, dass wir in der Gegenwart
ebenfalls unabhängig handeln und auch in der jüngsten
Vergangenheit in Bezug auf die von Ihnen genannten
Beispiele.

Ich möchte dies gerne auf Notfall-Liquiditätshilfe
beziehen. Derzeit ist die Entscheidung für Notfall-
Liquiditätshilfe eine Entscheidung der nationalen
Zentralbanken, der der EZB-Rat widersprechen kann.
Diese Entscheidung basiert hauptsächlich auf zwei
Faktoren. Erstens müssen die Banken, die Notfall-
Liquiditätshilfe erhalten, als zahlungsfähig eingestuft
werden. Die Bewertung ihrer Zahlungsfähigkeit erfolgt
durch die zuständige Aufsichtsbehörde. Dies war bis vor
eineinhalb Jahren die nationale Aufsichtsbehörde und ist
nun der SSM. Im Fall von Griechenland handelte es sich
also um die Bewertung durch den SSM – die besagte,
dass die griechischen Banken zahlungsfähig waren –
und diese Bewertung basierte auf einer sogenannten
punktuellen Bewertung, in der insbesondere festgestellt
wurde, dass sie die Mindestkapitalanforderungen und die
regulatorischen Kapitalanforderungen erfüllten.
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Aber lassen Sie mich noch ein Wort zur
Zahlungsfähigkeit sagen. Zusätzlich zur Bewertung der
Aufsichtsbehörde muss der EZB-Rat im Falle
Griechenlands (aber auch im Falle Irlands), um kein
Veto einzulegen, eine relativierte Bewertung der
Zahlungsfähigkeit vornehmen. In Zeiten großer
Unsicherheit und Verlust des Marktzugangs beeinflusst
der Staat die Qualität der Sicherheiten, die Banken für
Kredite im Rahmen der Notfall-Liquiditätshilfe
bereitstellen, und wirkt sich ganz generell auf ihre
Zahlungsfähigkeit aus, insbesondere, wenn die Banken
direkt oder indirekt viele staatlichen Vermögenswerte
halten. Dies ist bei den griechischen Banken der Fall.
Die griechischen Banken halten auch aktive und passive
latente Steuern in ihren Bilanzen, die im Grunde
genommen Verbindlichkeiten des Staates gegenüber
dem Bankensystem darstellen.

Wie die Regierung in ihren Verhandlungen über das
Programm mit den anderen Mitgliedstaaten vorgeht, ist
also von großer Relevanz für die Qualität der staatlichen
Vermögenswerte sowie für die Qualität des
Bankensystems und folglich dafür, ob sie sich für
Notfall-Liquiditätshilfe qualifizieren oder nicht.

4-023

DE
Sven Giegold (Verts/ALE). – Können Sie auf meine
Frage antworten, ob Sie die Teilung schriftlich festhalten
werden?

4-024

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. −  Ich komme noch dazu, aber es hörte
sich so an, als hätten Sie gesagt, dass wir nicht
unabhängig agiert haben. Also bin ich darauf
eingegangen. Unserer Ansicht nach sind wir gezielt mit
gutem Urteilsvermögen, Ausgewogenheit und
Unabhängigkeit vorgegangen, und darauf möchte ich
ganz deutlich hinweisen.

Aber die Dinge haben sich im Vergleich zu vor zwei
Jahren verändert. Wir haben nun den SSM und werden
bald einen einheitlichen Abwicklungsmechanismus und
möglicherweise ein einheitliches
Einlagensicherungssystem für ganz Europa haben.
Macht es also Sinn, dass die Notfall-Liquiditätshilfe
weiterhin in den Aufgabenbereich der nationalen
Zentralbanken fällt? Das diskutieren wir und überlegen,
wie dies überarbeitet und zu einer Aufgabe der EZB
oder des Eurosystems gemacht werden kann, anstatt
einer Aufgabe der nationalen Zentralbanken. Im Rahmen
dieser Revision können wir auch über bessere
Vorschriften für unsere Beteiligung an der Troika und
am Programm nachdenken.

Letztlich liegt es nicht in unseren Händen, das zu
entscheiden. Wie Sie wissen, ist unsere Rolle in der
Troika und unsere Rolle im politischen Dialog
festgeschrieben: Sie wurde im Zweierpaket, im
Sechserpaket und im ESM-Vertrag festgehalten. Es gibt
also einen wesentlichen Teil von EU- und WWU-

Gesetzgebung, der die Präsenz der EZB vorsieht. Wie
ich aber bereits mehrfach sagte, wird die EZB dort nicht
ewig bleiben. Die Dinge haben sich verändert. Der EZB
kam eine Rolle zu, die zu der Zeit gefordert war, und es
war sehr wichtig, dass die EZB zu dieser Zeit beteiligt
war. Wir werden sehen müssen, was die Zukunft für uns
bereithält, aber im Grunde genommen findet gerade ein
ganzheitlicher Revisionsprozess dessen statt, was in den
letzten Jahren gedacht wurde.

4-025

DE
Diane James (EFDD). – Herr Draghi, vielen Dank, dass
Sie heute Morgen hergekommen sind. Dies ist meine
erste Gelegenheit, Ihnen eine Frage zu stellen, und ich
begrüße diese Gelegenheit.

Es mutet ironisch an – und einige andere Sprecher haben
sich bereits darauf bezogen –, dass die EZB es in der
gleichen Woche, in der Sie und Ihr Team dafür kritisiert
werden, private Sitzungen mit
Finanzdienstleistungsunternehmen abzuhalten, ablehnt,
an öffentlichen Sitzungen des parlamentarischen
Untersuchungsausschusses zur irischen Bankenkrise
2010 teilzunehmen. Es ist für die Finanzstabilität von
wesentlicher Bedeutung, dass die EZB sich einer
ordentlichen – und ich betone aussagekräftigen –
genauen Untersuchung stellt, um die ernsten
Anschuldigungen zu entkräften, die EZB habe einer
gewählten Regierung gedroht. Das zwei-Minuten-
Frageformat in diesem Ausschuss scheint dafür nicht
geeignet.

Ich begrüße einige der vorangegangenen Fragen,
insbesondere von Herrn Giegold und von meinem
irischen Kollegen am Ende der anderen Reihe.

Trotz meiner Bedenken bezüglich der Qualität dieser
Kontrolle sind meine Fragen folgende: Gibt es
irgendwelche Umstände, in denen Sie sich vorstellen
können, dass die EZB an einer Untersuchung eines
nationalen Parlaments teilnimmt? Und die zweite:
Würden Sie bestätigen, dass die EZB sich in dieser
Hinsicht und in ihrer regulatorischen Funktion eigentlich
nicht von anderen Regulierungsbehörden auf EU-Ebene
unterscheidet, wie beispielsweise von der ESMA, die
jetzt die Regulierung der City von London überwacht?

4-026

DE
Der Vorsitzende.  Lassen Sie mich nur kurz sagen,
dass wir alle die Verpflichtung haben, für eine solche
Kontrolle zu sorgen. Das ist genau das, was wir tun,
einschließlich Ihnen, und die Qualität der Kontrolle
hängt von der Qualität der Antworten ab, die wir als
Mitglieder des Europäischen Parlaments, gewählt von
den Bürgerinnen und Bürgern, nach unseren Fragen an
die EZB liefern können, die hier vertreten ist, da sie den
Bürgerinnen und Bürgern über das Europäische
Parlament Rechenschaft schuldet.

4-027

DE
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Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. −  Ich habe dem zuvor von mir Gesagten
nicht viel hinzuzufügen. Wir legen dem Europäischen
Parlament gegenüber Rechenschaft ab, nicht gegenüber
den nationalen Parlamenten.

4-028

DE
Diane James (EFDD). – Danke, Herr Draghi, erlauben
Sie mir nur kurz gegenüber dem Vorsitzenden eine
Bemerkung: Ich habe eine Frage gestellt und habe
angemerkt, dass ich nicht der Ansicht bin, dass die
Kontrollfunktion innerhalb dieses Ausschusses die
Probleme wirklich thematisiert. Ich glaube, es ist richtig
zu sagen, dass Ihre Reaktion auf meine Aussage nicht
ganz der Art und Weise entspricht, wie dieser Ausschuss
die Dinge angehen sollte. Als relativ neues Mitglied bin
ich gerne bereit, zu lernen, aber ich möchte darauf
hinweisen, dass wir viele Fragen hatten und keine
Bestätigung in Form von Antworten bekommen haben,
dass etwas passieren wird.

4-029

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. −  Es tut mir leid, aber auf welche Fragen
haben Sie keine Antworten bekommen?

4-030

DE
Diane James (EFDD). – Bezüglich ESMA und dem
Vereinigten Königreich.

4-031

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. −  Ah richtig, das tut mir leid, aber ich
habe Ihre Frage nicht verstanden: ESMA und London,
die City von London?

4-032

DE
Diane James (EFDD). – Genau, aber in Hinblick auf
einige der Aussagen, die Sie getroffen haben. Einerseits
haben Sie angemerkt, dass Sie nicht eingreifen können
und dass Sie nicht eingreifen wollen, aber in anderen
Antworten haben Sie sich auf Teile des Systems
bezogen, die genau auf diese Art und Weise eingreifen.
Also gehe ich hier raus und denke, dass jeder, der das
sieht, leicht verwirrt sein wird. Was genau ist Ihre Rolle,
wann greifen Sie ein und wann sind Sie tatsächlich
gegenüber Individuen, anderen Ausschüssen und
nationalen Parlamenten rechenschaftspflichtig?

4-033

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. –  Tut mir leid, aber ich verstehe nicht,
worauf Sie hinauswollen.

4-034

DE
Der Vorsitzende.  – Vielen Dank. Die nächste
Sprecherin ist Barbara Kappel.

4-035

DE
Barbara Kappel (ENF). – Herr Präsident Draghi!
Meine Fragen sind einfacher; vielleicht etwas
komplexer, aber einfacher.

Seit der Finanzkrise verfolgen die führenden nationalen
Notenbanken eine Politik des billigen Geldes und
historisch niedriger Zinsen – die Fed, die Bank of
England, die Bank of Japan und eben seit März auch die
Europäische Zentralbank. Ich möchte einen komplexen
Aspekt in diesem Zusammenhang hervorheben: Viele
Fachleute warnen davor, dass die EZB mit ihrer Politik
des billigen Geldes, sprich mit quantitative easing, die
Staatsschulden nach oben treibt, weil durch die
Anleihekaufprogramme falsche Anreize für die
Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten gesetzt würden.
Wenn Sie sich die Schuldenentwicklung anschauen:
2007 bis 2011 bei 70,4 %, 2015 bei 87,8 %, das heißt
eine Schuldenzunahme von 25 %. Man könnte also
sagen, diese Annahme hat Evidenz.

Dazu kommt, dass aufgrund des billigen Geldes am
Kapitalmarkt und der niedrigen Zinsen für
Staatsanleihen – oft auch Negativzinsen – eine
Haushaltspolitik gemacht wird, die zu Staatsschulden
führt, die aber auch zur Folge hat, dass weniger
Strukturreformen umgesetzt werden. Sie haben zwar
Irland als positives Beispiel genannt – das möchte ich
auch besonders hervorheben, auch mit einem
sechsprozentigen Wirtschaftswachstum –, in der Regel
aber tun die Mitgliedstaaten das nicht, was auch die
Koordinierung der Wirtschaftspolitik, nämlich das
Europäische Semester, viel schwieriger macht.

Mich würde Ihre Einschätzung dazu interessieren.

Ein zweiter Aspekt: Die Herbstprognose der
Europäischen Kommission zeigt, dass die Teuerung in
der EU 2015 bei 0 %, in der Eurozone bei 0,1 % liegt,
und das, obwohl die Europäische Zentralbank seit März
dieses Jahres 540 Millionen Euro in
Anleihekaufprogramme investiert hat und eine
Ausweitung des Programms in Aussicht gestellt wurde.
Sie haben das ja auch heute eigentlich wieder bestätigt.
Diese Aussage und das, was Sie heute auch wieder
bestätigt haben, nämlich die Ausweitung, hat die
Aktienmärkte positiv gestimmt und den DAX in der
vergangenen Woche auf über 11 000 Punkte ansteigen
lassen. Experten sagen allerdings dazu, dass der aktuelle
Kursaufschwung mit den grundlegenden Wirtschafts-
und Unternehmensdaten nichts zu tun hat. Es wird
festgestellt, dass seit drei Jahren die Hausse am
Aktienmarkt nur zu einem geringen Teil auf die
verbesserte Lage von Unternehmen und Wirtschaft
zurückzuführen ist und eben sehr stark auf eine
Entkoppelung hinzuweisen ist.

Deshalb zwei Fragen: a) Ist die EZB mit QE auch ein
fleißiger Helfer an den Aktienmärkten? Und b) Wie
bewerten Sie die Effizienz beziehungsweise den
Zielerreichungsgrad des Anleihekaufprogramms
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angesichts einer Inflationsrate in der Eurozone von
0,1 %?

4-036

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. −  Was Sie über die niedrigen Zinssätze
sagen, macht Sinn. Ich habe schon oft gesagt, dass ein
längerer Zeitraum – ein zu langer Zeitraum – mit zu
niedrigen Zinssätzen im Grunde genommen den
Nährboden für Probleme in Bezug auf die
Finanzstabilität bietet. Wir müssen also die
Finanzstabilitätsrisiken sehr genau beobachten. Unsere
Hauptaufgabe ist jedoch Preisstabilität. Preisstabilität
bedeutet für uns eine Inflationsrate von unter ‒ jedoch
nahe bei ‒ 2 %. Deshalb wenden wir all diese
geldpolitischen Instrumente an. Deshalb haben wir das
Programm zum Ankauf von Vermögenswerten
eingerichtet. Deshalb überwachen wir genau alle
Entwicklungen in der Weltwirtschaft, die die Erreichung
unseres Inflationsziels verzögern könnten.

Es liegt auf der Hand, dass in Situationen wie der
gegenwärtigen das, was wir als Eingehen
wirtschaftlicher Risiken bezeichnen, nicht vom
Eingehen finanzieller Risiken zu trennen ist. Wir wollen
das erste, aber nicht das zweite. Jedoch fördern niedrige
Zinssätze und insbesondere hohe Liquidität sicherlich
auch das zweite. Deswegen sagte ich, dass wir die
möglichen Risiken für die Finanzstabilität sorgfältig
überwachen müssen. Insoweit ist jedoch nicht die
Geldpolitik die erste Hürde, sondern dass die
sogenannten makroprudenziellen Instrumente vorhanden
sein müssen. Wir werden später in der ESRB-Sitzung
Gelegenheit haben, dies zu erörtern.

4-037

DE
Alain Lamassoure (PPE). – Herr Präsident, Herr
Präsident der Zentralbank, ich will nicht von einem
bestimmten Land sprechen, sondern von der
Gesamtwirtschaft des Euroraums und der Europäischen
Union.

Herr Präsident, Sie haben bei Ihrer Einführung darauf
hingewiesen, dass die weltweite Nachfrage ein wenig
schwach ist und dass die Wirtschaft der Europäischen
Union vor diesem globalen Hintergrund Ihres Erachtens
relativ widerstandsfähig war. Tatsächlich jedoch ist die
Wachstumsrate, die wir erreichen, besonders
enttäuschend.

Nun gibt es natürlich die positiven Anzeichen, von
denen Sie gerade gesprochen haben — die Zinsen sind
so niedrig wie nie und das Quantitative easing der
Zentralbank ist äußerst großzügig. Das Barrel Erdöl hat
seit gut über einem Jahr die Hälfte seines Werts
verloren. Der Euro steht bei unter einem Dollar — und
seit Beginn unserer Sitzung ist sein Wert infolge Ihrer
Einführung sogar noch weiter gefallen. Die
Finanzpolitik der 28 Mitgliedstaaten ist nun neutral,
auch wenn sie nachteilige Auswirkungen auf die
Geschäftstätigkeit hatte. Der Plan der Juncker-

Kommission zur Förderung von Investitionen tritt in
eine aktive Phase ein. Sie sprachen davon, dass die
makroökonomischen Anpassungsprogramme in den
Ländern, in denen sie umgesetzt wurden, relativ gut
vorankommen und dass in fast allen Ländern
Strukturreformen eingeleitet wurden, wobei in meinem
Land noch Verbesserungsbedarf besteht.

Hätte man uns dies vor 18 Monaten gesagt, hätten wir
damals gedacht, dass wir eine sehr hohe Wachstumsrate
erreichen könnten. Nun ist das Wachstum aber nach wie
vor enttäuschend niedrig.

Wie kann man das Vertrauen der Investoren und
Verbraucher in der Europäischen Union gewinnen, um
das Wachstum wirklich wieder zu beleben?

4-038

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. − Die Zeichen, die wir in den letzten
Monaten beobachtet haben, deuten eigentlich darauf hin,
dass sich die Situation verbessert. Die Erholung schreitet
voran. Ich stimme Ihnen zu, es ist eine schrittweise
Erholung. Sie ist langsam, jedoch stärker und
umfassender als in der Vergangenheit. Sie findet jetzt
auch in den (früheren) sogenannten „angeschlagenen“
Ländern – Nicht-Kernländern – statt und beruht auf dem
Konsum und seit Kurzem auch auf Investitionen, und
das ist ein weiteres positives Zeichen.

Wir fragen uns sehr oft, wie wirksam unsere
Währungspolitik war und ist, und es deutet wiederum
einiges darauf hin, dass sie wirksam war und ist. Wenn
wir etwa auf das Jahr 2012 zurückblicken, als gegen
Ende des Jahres das Vertrauen in den Euro zurückkehrte
und die Finanzierungsbedingungen begannen, sich
deutlich zu verbessern, nachdem sie in den Monaten
zuvor sehr schlecht waren, dann sehen wir, dass diese
Verbesserung der Finanzierungsbedingungen
entscheidend war, sie jedoch nicht auf einmal erfolgte.
In der Zwischenzeit wurden die Banken und die
Gesundheit des Bankensystems jedoch erheblich
beeinträchtigt.

In einer Wirtschaft wie der unseren wirkt unsere
Geldpolitik vorwiegend über die Banken. Wie Sie
wissen, verlaufen ungefähr 80 % unserer
Kreditvermittlungen über Banken. Wenn die Banken
also nicht funktionieren, dann können wir die Zinsen so
stark senken wie wir wollen — die Senkung wird ohne
Wirkung sein und nicht zu niedrigeren Kreditzinsen in
der Realwirtschaft führen. Genau das ist in den Jahren
2012 und 2013 geschehen.

Der Schaden für die Realwirtschaft war folglich sehr
groß. Dann traten jedoch verschiedene Ereignisse ein,
die zu einer Verbesserung führten. Dazu gehörte zum
einen die Schaffung einer einheitlichen
Aufsichtsbehörde, die im Grunde die Überprüfung der
Aktiva-Qualität und die umfassende Bewertung
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übernahm, und zum anderen die darauffolgende
Rekapitalisierung des Bankensystems in Europa.

Die Banken sind aus dieser Erfahrung demnach gestärkt
hervorgegangen, mit einem höheren Eigenkapital, und
waren daher besser ausgestattet, um der Realwirtschaft
Kredite zu gewähren, und das haben wir deutlich
gemacht. Es ist ein weiteres Zeichen der Erholung in den
letzten eineinhalb Jahren. Wir erleben, wie die
sogenannte Fragmentierung im Grunde verschwindet.
Nun können die Banken sich überall finanzieren, im
Großen und Ganzen zu denselben Kosten, egal in
welchem Land, und sie können Geld zu denselben
Zinssätzen verleihen, und zwar unabhängig von dem
jeweiligen Land. Das war 2011, 2012, 2013 und bis
Ende 2013 nicht der Fall. Das ist ein weiteres gutes
Zeichen.

Dann haben wir natürlich gesehen, dass sich die Börsen
und Finanzmärkte deutlich erholt haben. Jetzt erleben
wir nach und nach, dass diese Verbesserung der
Finanzlage tatsächlich auch zu einer Verbesserung der
Lage der Realwirtschaft führt.

Die Kreditströme haben sich ungefähr in den letzten
15 Monaten sowohl im Durchschnitt des Euroraums als
auch in den einzelnen Ländern immer weiter verbessert.
Diese Erholung setzt sich nachweislich fort, und auch
auf dem Gebiet der Geldpolitik sind zunehmend
Verbesserungen zu beobachten. Wie ich bereits
angemerkt habe, spüren wir jetzt langsam, dass dies
Auswirkungen auf Wachstum, Konsum, das real
verfügbare Einkommen, Investitionen und, was am
wichtigsten ist, den Arbeitsmarkt hat. Wir konnten eine
Aufhellung der Arbeitsmarktlage feststellen.

Noch einmal: Alle Veränderungen vollziehen sich
relativ langsam. Es wäre uns lieber, wenn sie schneller
geschehen würden, aber ich denke, dass sie (teilweise
wegen des Schadens, der in den Jahren vor der Erholung
angerichtet wurde) schrittweise erfolgen werden. Und
selbstverständlich müssen wir, wie ich bereits in meiner
einleitenden Erklärung gesagt habe, uns der mit dieser
Erholung verbundenen Gefahren bewusst sein, die
derzeit hauptsächlich von der Konjunkturabschwächung
in den Schwellenländern herrühren. Sie beeinträchtigt
den Euroraum über die Exporte und möglicherweise
durch das geschwächte Vertrauen.

4-039

DE
Udo Bullmann (S&D). – Herr Präsident Draghi! Sie
haben jetzt vier Jahre Ihrer Amtszeit hinter sich, damit
die Hälfte. Das waren Jahre, die von Krisen, von großen
Herausforderungen gekennzeichnet waren. Ich möchte
anknüpfen an die Bemerkung, mit der Kollege Giegold
begonnen hat. Ich will ausdrücklich unterstreichen, dass
Sie ein Mann waren, der in der Lage war, mutige
Entscheidungen zu fällen. Dieses Haus sollte bei aller
erforderlichen Kritik an der Politik Ihrer Institution
anerkennen, dass es ohne diese mutigen Entscheidungen
den Euro heute wahrscheinlich nicht mehr geben würde.

Ich würde Sie gerne bitten, mit gleichem Mut zwei
Fragen zu beantworten, die mir auf den Nägeln brennen.

Wir alle sind konzentriert auf die große Herausforderung
der Flüchtlingsbewegungen, von denen wir wissen, dass
selbst, wenn wir endlich, endlich, endlich die
Fluchtursachen besser bekämpfen, sie dennoch auf
mittlere Sicht nicht aufhören werden. Wir hoffen alle,
dass die Mitgliedstaaten, dass die Europäische Union
diese große Herausforderung mit Anstand, mit Würde,
mit Humanität gemeinschaftlich schultern werden. Aber
was heißt das für unseren Einsatz der geldpolitischen,
der fiskalpolitischen Instrumente? Ich bin mir ganz
sicher, dass eine Institution wie die EZB hierauf eine
analytische Sicht hat.

Der zweite Punkt: Sie waren so frei, zu sagen, es wäre
Ihrer Meinung nach sinnvoll, die ELA-Instrumente in
ein europäisches Entscheidungssystem zu überführen
und damit die EZB verantwortlich zu machen und nicht
mehr die nationalen Zentralbanken – so habe ich Sie
verstanden. Muss nicht auch die ganze Frage der
makroökonomischen Anpassungsprogramme – Sie
haben gesagt, das ist work in progress – endlich auch in
eine europäische Verantwortung überführt werden,
befreit aus der Zwischenstaatlichkeit, die genau das
Dilemma ist, was viele Kollegen hier geschildert haben:
Grauzone der Legitimität, Grauzone der politischen
Entscheidungsfindung ohne die Kontrolle des
Europäischen Parlaments? Wann schaffen wir diesen
mutigen Sprung? Fünf Präsidenten machen einige
Bemerkungen, aber keine hinreichenden Vorschläge.

4-040

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. − Ich möchte Ihnen zunächst sagen, dass
ich Ihnen sehr dankbar bin für Ihre Worte zu Beginn
Ihrer Frage. Vielen Dank. Was die Migration angeht, so
ist wohl ziemlich klar, dass das, was derzeit passiert, das
Sozialgefüge in der Europäischen Union tiefgreifend
verändert und auch in Zukunft verändern wird. Die
jüngsten Ereignisse haben auch gezeigt, dass unsere
Staats- und Regierungschefs bei dem Umgang mit
diesem Problem eine große Menschlichkeit und
Weitsicht an den Tag gelegt haben, und
selbstverständlich weiterhin daran arbeiten:
Menschlichkeit aufgrund der Notwendigkeit einer
humanitären Reaktion auf das, was oft eine Tragödie ist,
und Weitsicht, weil die Union und der Euroraum bei
einer angemessenen Handhabung dieser Situation und
bei angemessenen Investitionen in diesen Wandel zu
gegebener Zeit gestärkt daraus hervorgehen werden.

Es handelt sich dabei jedoch um einen tiefgreifenden
Wandel. Er erfordert heute und auch in Zukunft
Investitionen und eine aktive Beteiligung. Diesbezüglich
ist eine fundierte Analyse der Investitionen gefordert,
die künftig benötigt werden, sowie der Rolle der
Regierungen und der öffentlichen Investitionen in
diesem Zusammenhang. Es liegt uns noch keine
vollständige Analyse zu diesem Problem vor. Wir
arbeiten daran. Zu diesem Zeitpunkt wäre jede Aussage
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dazu, in welchem Umfang das öffentliche Defizit erhöht
werden müsste, um in diese Entwicklung investieren zu
können, verfrüht.

Was die Notfall-Liquiditätshilfe angeht, so gibt es, wie
ich bereits gesagt habe, gewissermaßen
zwei mögliche Antworten auf Ihre Frage. Eine davon ist
ausschließlich defensiv: Wir sehen keinen
Interessenkonflikt, und bisher hat auch der Gerichtshof
der Europäischen Union gesagt, dass es keinen
Interessenkonflikt gibt. Ich könnte, wie ich es gerade
getan habe, die Regeln erklären, die wir bei einer
Entscheidung über die Notfall-Liquiditätshilfe einhalten
müssen. Ich möchte jedoch hinzufügen, dass die aus
Ihrer Frage hervorgehende Notwendigkeit der Abkehr
von nationaler Verantwortung hin zu einer gewissen
supranationalen Entscheidungsfindung, die sowohl
rechenschaftspflichtig als auch politisch legitimiert ist,
gewissermaßen die Richtung ist, in die die EZB sich
bewegt. Das ist einer der Gründe, weshalb der ELA-
Rahmen, und ich gebe das unumwunden zu, sehr
komplex und schwierig ist und daher vereinfacht und
europäischer gestaltet werden muss, weniger national,
rechenschaftspflichtiger und klarer, wie Herr Giegold
zuvor vorgeschlagen hat. Nur so kann eine bessere
Sichtbarkeit erreicht werden: nicht nur nachträglich, wie
ich es jetzt tue, sondern auch vorab. Ich stimme Ihnen da
vollkommen zu.

4-041

DE
Werner Langen (PPE). – Herr Präsident Draghi! Ich
habe Ihre Krisenpolitik in den vergangenen Jahren
immer unterstützt. Ich muss sagen, die jetzige Politik der
EZB weckt bei mir zunehmend Zweifel; das muss ich
ganz kritisch sagen. Ich will drei Punkte nennen.
Erstens: Wir wissen, dass Sie der Initiator des Fünf-
Präsidenten-Papiers sind, und ich habe mich gewundert,
dass Sie nicht auf die Frage der Kollegin Berès
geantwortet haben, denn die Idee der Einlagensicherung
ist ja Ihre Idee und Ihre interne Forderung. Deshalb
glaube ich schon, dass Herr Cameron den völlig anderen
Weg will: Er stellt in Frage, dass der Euro die Währung
Europas ist. Da müssen Sie als EZB-Präsident meiner
Meinung nach kämpferischer rangehen.

Das Zweite: Die EZB hat die Berichtspflichten für
Kredite, die sogenannten AnaCredits, ausgeweitet.
Bisher gilt diese Berichtspflicht für eine Million Euro;
Sie haben jetzt bis zu 25 000 Euro durchgesetzt. Das ist
eine ungeheure Bürokratie, die da auf die Banken und
auf die kleinen Kreditnehmer zukommt. Ich bitte Sie
eindringlich, für diesen alten Bestand, der ja
risikoorientiert ist, die Meldepflichten so zu belassen,
wie sie waren, und sie nicht unverhältnismäßig zu
erhöhen.

Der dritte Punkt ist das, was diskutiert wurde: die
Geldpolitik. Sie haben nochmals betont, dass das
Inflationsziel 2 %, nah oder darunter, ist. Das ist ein
selbstgestecktes Ziel der EZB, das Ihr Vorgänger Trichet
in Zeiten der Inflation initiiert hat. Sie können das Ziel
also ändern! Sie werden keine erfolgreiche Politik gegen

sinkende Energiepreise machen können! Das haben wir
hier schon diskutiert. Dass durch die Aufkäufe kein
selbsttragendes Wachstum entstanden ist, liegt auf dem
Tisch. Sie haben eben gesagt, wenn das – dieser nach
meiner Meinung fragwürdige Weg – nicht über den
September 2016 hinaus wirkt, dann werden wir andere
Instrumente aktivieren.

Meine Frage ist: Sind Sie bereit, über das Inflationsziel
nachzudenken? Und zweitens: Welche Instrumente sind
das, die Sie dann aktivieren würden?

4-042

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. − Zu der ersten Frage: Meiner Ansicht
nach habe ich bereits zuvor gesagt, was ich zu sagen
hatte, aber ich könnte noch hinzufügen, dass dies eine
politische Frage ist; es ist keine Entscheidung der EZB.
Der EZB zufolge müssen die Mitglieder des Euroraums
jedoch auf ein mögliches Eintreten mit einem viel
stärkeren Vorstoß hin zu einer Integration auf allen
Gebieten reagieren, die in dem Bericht der fünf
Präsidenten erwähnt worden sind.

Den Entwicklungen beizuwohnen, die heute erörtert
werden, über die ich nicht spekulieren und die ich nicht
näher ausführen will, und in Bezug auf den Euroraum
nichts zu tun, ist keine realistische Option. In diesem
Zusammenhang kann ich eindeutig sagen, dass diese
Option des Nichtstun der Preisstabilität zuwiderlaufen
würde. Das umreißt gewissermaßen die Strategie der
EZB für die kommenden Monate, was dieses Thema
angeht.

Die zweite Frage betraf AnaCredit. Ich möchte dazu nur
eines sagen: AnaCredit ist sowohl für die Geldpolitik als
auch für die Aufsicht ein grundlegendes und sehr
wichtiges Projekt – ich weiß, dass Sie mir da nicht oder
nur teilweise oder wenig begeistert zustimmen werden –,
aber es ist ein wichtiges Projekt sowohl für die Aufsicht
als auch für die Geldpolitik.

Wir haben gestern auf unserer Website die Antworten
auf alle möglichen Fragen über AnaCredit veröffentlicht,
die uns bekannt sind, weshalb ich denke, dass alle
Fragen, die heute zu diesem Thema gestellt werden
können, bereits auf unserer Website beantwortet worden
sind. Darüber hinaus wird meine Kollegin
Sabine Lautenschläger zu Ihnen kommen und eine
umfassendere Präsentation zu den verschiedenen Fragen
zu AnaCredit vorstellen.

Was die anderen Fragen betrifft, sind wir zuversichtlich.
Tatsächlich sind wir vor allem der Ansicht, dass unsere
Geldpolitik sehr wirksam ist. Was wir heute beobachten
können, ist gewissermaßen das Ergebnis der
geldpolitischen Beschlüsse, die über diesen Zeitraum
gefällt worden sind und durch die, wie Sie sich vielleicht
erinnern, im Juni vergangenen Jahres die ersten
Gezielten längerfristigen Refinanzierungsgeschäfte
(GLRG) intensiviert wurden. Dann sind wir im
Dezember zu einer quantitativen Lockerung
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übergegangen, wir haben sie spezifiziert und danach
sogar den Abzinsungssatz gesenkt – den Zinssatz für die
Einlagefazilität. All diese Instrumente haben also zu der
Erholung beigetragen, die wir heute beobachten können.
Es ist klar, dass die positiven Entwicklungen nicht nur
auf unsere Geldpolitik zurückzuführen sind, sondern
auch auf niedrigere Ölpreise, die sich positiv auf das real
verfügbare Einkommen ausgewirkt haben.

Wir müssen unsere Politik also fortsetzen, und unsere
angestrebte Inflationsrate, die auf unser Inflationsziel
von unter, jedoch nahe bei 2 % zurückgehen wird,
basiert auf der vollständigen Umsetzung unserer
Geldpolitik. Aus diesem Grund habe ich in meiner
einleitenden Erklärung gesagt, dass wir unser Programm
zum Ankauf von Vermögenswerten gegebenenfalls über
September 2016 hinaus fortsetzen können.

Dann haben Sie noch nach anderen Instrumenten
gefragt. Zunächst einmal ist das Programm zum Ankauf
von Vermögenswerten an sich flexibel genug. Wir
können – was wir bereits getan haben, wenn auch nur
marginal – erneut die Gestaltung, den Umfang und den
Horizont des Programms zum Ankauf von
Vermögenswerten ändern. Zudem verfügen wir über
andere Instrumente. Wir denken nicht, dass uns die
richtigen Instrumente fehlen, um unser Ziel umzusetzen,
und meiner Ansicht nach haben wir bisher — nach
unseren Erfahrungen in den vergangenen drei bis vier
Jahren zu urteilen — deutlich gemacht, dass uns die
richtigen Instrumente bestimmt nicht fehlen.

4-043

DE
Costas Mavrides (S&D). – Herr Draghi, es gibt gewiss
einige Aspekte, für die wir Sie kritisieren, und
gleichzeitig gibt es auch viele andere Dinge, bei denen
wir Sie unterstützen. Ich wurde erst vor Kurzem in das
Europäische Parlament gewählt und ich kann eindeutig
sagen, dass es mindestens zwei Dinge gibt, für die ich
Sie bewundere: für Ihren Standpunkt bezüglich der
quantitativen Lockerung und auch für Ihre jüngste
Änderung und Anpassung Ihres Standpunktes in Bezug
auf das europäische Einlagensicherungssystem.

Trotzdem muss ich nun ein wenig Kritik an Ihnen üben.
Erstens haben Sie in Ihrer einleitenden Erklärung den
Aspekt der Transparenz erwähnt. Ich möchte ganz kurz
im Zusammenhang mit Zypern darauf eingehen, und
zwar ganz konkret. Wissen Sie, dass der Mann, den Sie
unterstützt haben, der Präsident der Zentralbank von
Zypern, Herr Demetriades, die Idee einer Vereinbarung
mit einem privaten Beratungsunternehmen hatte? Es
wurde eine Vereinbarung geschlossen, der zufolge bei
einem steigenden Kapitalisierungsbedarf der privaten
Banken in Zypern auch das Honorar des
Beratungsunternehmens steigen würde.
Herr Demetriades wurde dabei von der Europäischen
Zentralbank unterstützt. Ich könnte noch mehr zur
Transparenz sagen, etwa zum Verkauf der
Niederlassungen von zyprischen Banken in
Griechenland an eine griechische Bank zu einem Preis,
der eindeutig nicht fair war. Die Europäische

Zentralbank hat den entsprechenden Zeitrahmen
festgelegt.

Hier sind meine zwei sehr kurzen Fragen, die ein wenig
technischer sind. Zur quantitativen Lockerung: Gibt es
eine Bewertung seitens der Europäischen Zentralbank
betreffend den Einfluss der quantitativen Lockerung auf
verschiedene Märkte in der Europäischen Union und
innerhalb des Euroraums? Die zweite Frage betrifft
notleidende Kredite, die im Falle Zyperns und
Griechenlands (und vielleicht auch anderer Märkte)
bisher die Stabilisierung des Bankensektors bedrohen.

4-044

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. − Ich möchte Ihnen zunächst sagen, dass
ich Ihnen dankbar bin für Ihre freundlichen Worte zu
Beginn Ihrer Frage. Zu den beiden Fragen zur
Transparenz möchte ich ganz kurz Stellung nehmen.

Zunächst einmal ist mir eine derartige Vereinbarung von
Herrn Demetriades nicht bekannt. Aber die
Unterstützung der EZB für Herrn Demetriades und für
seinen Nachfolger und seinen Vorgänger und für alle
nationalen Zentralbanken fällt unter unsere
Unterstützung der Unabhängigkeit von nationalen
Zentralbanken. Es ist eine Unterstützung, die den
institutionellen Aufgaben eines Präsidenten einer
Zentralbank Rechnung trägt. Ich möchte betonen — da
dies nicht der einzige Fall ist, bei dem die
Unabhängigkeit der nationalen Zentralbanken oft durch
das Klima, die Atmosphäre, die Regierung und die
politischen Diskussionen bedroht wird —, dass die EZB
die nationalen Zentralbanken in diesen Fällen immer
unterstützen wird, weil dies ein wesentlicher Bestandteil
unserer institutionellen Struktur, ich würde sogar sagen,
unserer Verfassung ist.

Was Ihre andere Frage zum Verkauf von Banken
betrifft, möchte ich darauf hinweisen, dass dies
insgesamt eine nationale Entscheidung war. Die EZB
war nicht an der Entscheidungsfindung über den
Verkauf dieser Banken beteiligt. Deshalb kann ich nicht
dazu Stellung nehmen, ob der Preis korrekt war oder
nicht oder ob der Zeitrahmen in Ordnung war oder nicht.
Sie werden sich bestimmt daran erinnern, dass es zu
diesem Zeitpunkt einige Probleme mit der
Finanzstabilität gab, weshalb entschlossene Maßnahmen
notwendig waren, um diese Probleme zu bewältigen. Zu
den technischen Fragen dieses Verkaufs kann ich jedoch
leider nichts sagen.

Sie haben nach dem Einfluss der quantitativen
Lockerung auf verschiedene Märkte gefragt. Ich gebe
Ihnen eine allgemeine Antwort darauf; wenn Sie eine
spezifischere Frage haben, kann ich später auf diese
spezifischere Frage eingehen. Wir haben
selbstverständlich eine Analyse durchgeführt, um die
möglichen Auswirkungen unserer quantitativen
Lockerung auf verschiedene Märkte zu untersuchen. Vor
der Festlegung der quantitativen Lockerung haben wir
viele Fragen dazu gestellt, auf welchen Märkten die
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quantitative Lockerung die größte Wirkung haben
würde, welche Märkte durch die quantitative Lockerung
potenziell negativ beeinflusst würden, wie wir die
Gestaltung unseres Programms ändern sollten, um diese
Auswirkungen zu minimieren. Dieses Thema wurde
übrigens in einem Artikel in der letzten Ausgabe des
Wirtschaftsberichts der EZB erörtert – all diese Fragen
zu den Auswirkungen des Programms zum Ankauf von
Vermögenswerten auf ausländische Märkte.

Kommen wir zu Ihrer letzten Frage: die notleidenden
Kredite. Das ist ein wiederkehrendes Phänomen.
Tatsächlich haben wir heute über notleidende Kredite in
drei verschiedenen Ländern gesprochen – Irland,
Griechenland und Zypern; es ist also ein
wiederkehrendes Phänomen im Zusammenhang mit
einer Wirtschafts- und Finanzkrise, dass sie notleidende
Kredite hinterlässt. Das verzögert das ordnungsgemäße
Funktionieren des Bankensystems. Dadurch wird
gewissermaßen verzögert, dass die Banken zu ihrer
wesentlichen Funktion zurückkehren, nämlich der
Wirtschaft Kredite zu gewähren. Je länger wir also
zulassen, dass die notleidenden Kredite als Problem
fortbestehen, desto langsamer wird die Erholung
voranschreiten, da auch der Prozess der vermehrten
Kreditvergabe zur Finanzierung von Privathaushalten
und Unternehmen umso langsamer wird. Aus diesem
Grund muss das Problem der notleidenden Kredite
angegangen werden.

Selbstverständlich muss es umso intensiver angegangen
werden, wenn die Situation bereits seit langer Zeit
fortbesteht. Grundlage dafür muss ein gutes
Urteilsvermögen sein. Die Beilegung dieses Problems
muss eingehend auf die Teile der Bevölkerung
ausgerichtet sein, in denen der größte Bedarf besteht.
Die Beilegung muss also so erfolgen, dass ein
Gleichgewicht zwischen der Wiederherstellung der
Gesundheit des Bankensystems und der Wahrung eines
gewissen Maßes an sozialer Gerechtigkeit
aufrechterhalten wird. Das Problem muss aber auch aus
einem allgemeineren Grund angegangen werden,
nämlich um die Kultur der Rückzahlung von Schulden
wiederherzustellen. Ansonsten kann es kein gut
funktionierendes Bankensystem geben und der
Kreditvergabeprozess wird letztendlich nicht
funktionieren.

4-045

DE
Georgios Kyrtsos (PPE). – Herr Präsident, auch ich
glaube, dass Herr Draghi eine besonders positive Rolle
spielt, und dies vor allem für Länder wie Griechenland,
die ernste Schwierigkeiten haben. Die Europäische
Zentralbank löst gewiss nicht unsere Probleme, die
Probleme werden wir selbst lösen, doch sie schafft ein
positives und weniger negatives Umfeld, das es uns
erheblich leichter macht. Ich kann diese positiven Worte
ganz entspannt äußern, da mein Freund Herr Marias im
Saal gerade nicht anwesend ist.

Wir haben derzeit in Griechenland ein ernstes Problem.
Im Falle notleidender Kredite sollen Immobilien

versteigert werden, die als Erstwohnsitz dienen, was in
Griechenland ein Novum ist. Es gab bereits
Versteigerungen von Erstwohnsitzimmobilien bei
Schulden gegenüber dem Staat und den
Versicherungsträgern, jedoch nicht bei Schulden
gegenüber den Banken. Im Laufe des Jahres 2015
stiegen die notleidenden Kredite auch aufgrund der
Fehler der Tsipras-Regierung sowie persönlich des
ehemaligen Finanzministers Varoufakis von 35 % auf
50 % an und in Gesprächen mit griechischen Bankern
hat man mir erklärt, dass 30 % der Personen, die ihre
Kredite nicht bedienen, dazu in der Lage wären, jedoch
nicht zahlen, und 70 % die Zahlungen aufgrund ihrer
schwierigen finanziellen Lage nicht leisten können.

Daher ist es logisch, dass wir Druck ausüben müssen,
damit diejenigen, die zahlen können, auch bezahlen, wir
müssen jedoch auch diejenigen schützen, die objektiv
gesehen nicht dazu in der Lage sind. Das Problem mit
dem griechischen Markt ist, dass es viele Verzerrungen
gibt, und eine der Hauptverzerrungen, auf die ich
eingehen möchte, ist, dass die sogenannten objektiven
Immobilienwerte, auf deren Grundlage die Steuern
erhoben werden und die Immobilienbesitzer ihre Steuern
bezahlen, nicht mit den tatsächlichen Werten, d. h. den
Marktwerten der Immobilien, auf deren Grundlage die
Versteigerungen erfolgen sollen, übereinstimmen. So
haben wir es folglich mit einer Überbesteuerung der
Immobilien zu tun, weil die objektiven Steuerwerte sehr
hoch liegen – was die Realität nicht widerspiegelt – und
wenn die Banken damit beginnen, Immobilien, die als
Erstwohnsitz genutzt werden, zu versteigern, besteht die
ernste Gefahr, dass Menschen ihren Erstwohnsitz
verlieren, ohne jedoch von ihren Schulden
loszukommen, da sie so nur wenig Geld dafür
bekommen werden.
Wie stehen Sie zu diesen konkreten Problemen, die die
eine richtige bzw. notwendige Politik möglicherweise
weniger effizient machen?

4-046

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. − Ihre Frage zeigt im Grunde, dass ein zu
hohes Niveau an notleidenden Krediten oft mit
strukturellen Schwächen einhergeht, die angegangen
werden müssen. Ich denke, dass das derzeitige
Programm teilweise Maßnahmen zur Bewältigung dieser
strukturellen Schwächen umfasst und in dieser Hinsicht
sicherlich helfen wird.

Im Allgemeinen kann ich sagen, dass im Hinblick auf
diese notleidenden Kredite – insbesondere, wenn diese
notleidenden Kredite auf Wohnungsbau und
Privathaushalte ausgerichtet sind – ein zielgerichteter
Schutz (und hierbei möchte ich das Wort „zielgerichtet“
unterstreichen) gerechtfertigt ist. Dieser Schutz sollte
jedoch sehr zielgerichtet sein, es sollten also die wirklich
Bedürftigen ermittelt werden, und dieser Schutz sollte
nicht auf alle Gläubiger ausgedehnt werden, weil dies im
Grunde finanzpolitisch nicht tragfähig und aus
soziologischer, kultureller Sicht für das Land selbst nicht
gut wäre.
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Die Bedingungen dieses Schutzes sollten auch sorgfältig
abgestimmt sein und es sollte besonderes Augenmerk
auf die Vermeidung eines übermäßigen Schutzes gelegt
werden. Ich möchte hierzu noch sagen, dass all dies in
diesem Moment von der Regierung und den
Institutionen und der Euro-Gruppe erörtert wird. Es
handelt sich hierbei um sehr wichtige Gespräche, da ein
erfolgreicher Abschluss dieser Gespräche die
Rekapitalisierung der griechischen Banken ermöglichen
würde. Und es ist so wichtig, dass dieser Schritt jetzt
möglich gemacht wird, da erstens auf diese Weise die
Rekapitalisierung noch dieses Jahr erfolgen wird, und da
zweitens umso eher die Kapitalverkehrskontrollen
gelockert werden können. Letzteres ist auch sehr wichtig
für die Erholung der griechischen Wirtschaft und die
Wiederherstellung eines Konjunkturwachstums.

4-047

DE
Elisa Ferreira (S&D). – Vielen Dank, Herr Draghi,
dass Sie wieder bei uns sind und auch für alles, was Sie
getan haben. In der Kürze der Zeit kann ich nicht
wiederholen, was gesagt wurde. Ich würde gerne ins
Detail gehen, und unser zentraler Tagesordnungspunkt
ist die Bankenunion. Das war eine der erfolgreichsten
Entscheidungen in der Zeit nach der Krise. Sie haben die
vier Bedingungen angesprochen, die der ESM erfüllen
muss, den politischen Kompromiss und die Zusage, dass
der ESM direkt in der Lage sein sollte, Banken zu
kapitalisieren. Das ist ein Versprechen aus dem Jahr
2012 für den Zeitpunkt, an dem der SSM voll
funktionstüchtig ist, was jetzt der Fall ist. Dieselbe
Antwort erhielten wir aber nicht von Herrn Regling und
Herrn Dijsselbloem, die vor zwei Tagen hier waren. Sie
sagten – ich zitiere aus dem Kopf – pauschal, dass die
Voraussetzungen für diese Eigenschaft des ESM
politisch nicht garantiert seien, was eine wesentliche
Frage aufwirft. Nachdem wir den SSM jetzt haben, gilt
demnach für den Fall, dass wir diese unmittelbare
Rekapitalisierung auf den Weg bringen, Konditionalität
für Banken? Oder stützt sich die mit dem SSM
verbundene Konditionalität auf die Mitgliedstaaten? Das
ist nicht mehr nachvollziehbar.

Zweitens ist das Abwicklungsverfahren in zwei Monaten
einsatzbereit. Dabei liegt die Kreditlinie für die
Zwischenfinanzierung für die Anlaufphase nicht vor.
Den Bedingungen zufolge sollte es sich dabei um eine
gemeinsame Überbrückung handeln. Ich meide bewusst
den Begriff Letztsicherung, weil er zu weiteren
Fehlinterpretationen führen könnte, doch die
Überbrückungsfinanzierung ist nicht garantiert. Der
ECOFIN-Rat tut das offenbar auf nationaler Ebene, was
aber – offensichtlich – keine Lösung ist, denn das führt
wie früher zu einem Staaten-Banken-Nexus.

Drittens möchte ich mich bei Ihnen für Ihre klare
Aussage zu den Kompromissen zur staatlichen
Einlagengarantie bedanken. Trifft es jedoch zu, dass ein
beträchtlicher Teil des Bankensystems davon
ausgenommen werden kann? Welche Folgen hat das für
die Bankenunion als solche?

4-048

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. − I weiß nicht genau, was Herr Regling
oder Herr Dijsselbloem dazu tatsächlich gesagt hat. Ich
bin aber ohnehin nicht bereit, diese Äußerungen zu
erörtern. Ich kann Ihnen jedoch sagen, dass wir Ihre
Frage schriftlich beantworten werden.

Ich habe die vier Voraussetzungen für unmittelbare
Rekapitalisierung aufgeführt, doch Ihre Frage bezieht
sich auf den Kontext eines potenziellen Programms. Ihr
Frage ist: Muss das Land wieder an einem Programm
teilnehmen, um Zugang zur unmittelbaren
Rekapitalisierung durch den ESM zu bekommen? Ich
werde das schriftlich beantworten.

4-049

DE
Elisa Ferreira (S&D). – Meine Frage ist: Funktioniert
das wirklich? Sollte eine Bank solche Hilfe brauchen,
stellt sie der ESM dann zur Verfügung oder nicht?

4-050

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. − Zur Überbrückungsfinanzierung: ja.

Zum zweiten Punkt möchte ich nur zwei Dinge
anmerken: Erstens ist das europäische
Einlagensicherungssystem die dritte Säule der
Bankenunion. Es sollte umgesetzt werden, und deshalb
wurde beschlossen, dass es umgesetzt werden soll. Es ist
auch einigermaßen seltsam, dass wir alle Banken gleich
behandeln sollen. Warum sollten wir die Einleger aus
einem Land anders behandeln als die aus einem
anderen? Das ist eine eigenartige Asymmetrie. Ich
möchte aber keine ideologische Diskussion führen. Ein
unideologischer Ansatz lässt uns erkennen, dass für die
Einlagensicherung verschiedene Konzepte denkbar sind,
die de facto manche der Bedenken entkräften können.
Sollte es beispielsweise eine Kategorie von Banken
geben, die besonders sicher sind und meinen, keine
Einlagensicherung zu brauchen, weil sie absolut sicher
sind, dann ist die Lösung schlicht und einfach ein
System nach dem sogenannten Verursacherprinzip.
Anders ausgedrückt: Die Versicherungsprämie sollte
proportional zur Sicherheit der Banken bemessen sein.
Eine sehr sichere Bank würde eine geringe Prämie für
die Einlagensicherung zahlen. Eine Bank, die nicht
sicher ist, müsste eine höhere Prämie für die
Einlagensicherung zahlen. Nähert man sich dem
Problem mit einem solchen Gestaltungsvorschlag – der
wohlgemerkt nicht der einzige ist – wäre die Lösung
einfach zu finden, da bin ich mir ziemlich sicher.
Wichtig ist, in diesem Punkt eher pragmatisch und
unideologisch zu bleiben.

4-051

DE
Fulvio Martusciello (PPE). – Präsident Draghi,
zunächst möchte ich Ihnen sehr für Ihre gestrige Rede
im Rahmen des Bank of England Open Forum danken,
Sie haben uns stolz gemacht, Italiener zu sein. Ich habe
zwei Fragen: Erstens, der italienische Finanzminister
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Padoan hat in Bezug auf das quantitative easing die
Ansicht geäußert, dass diese Maßnahme in Wirklichkeit
nur ein Teil des wirtschaftlichen Aufschwungs Italiens
sei, misst der Maßnahme also keine grundlegende
Bedeutung bei. Ich möchte Sie vor allem fragen, ob sich
Italien aus Sicht Ihrer Beobachtungsstelle im
Aufschwung befindet, und wenn ja, ob das quantitative
easing nicht doch ein wesentlicher Bestandteil des
wirtschaftlichen Aufschwungs ist.

Die zweite Frage: Könnten Sie klarstellen, wie die EZB
vorgehen will, damit die Bewertungen der neuen
europäischen Ratingagenturen – im Sinne der jüngsten
Legislativmaßnahmen zur Abschaffung des Oligopols
der großen amerikanischen Agenturen – von der EZB im
Bereich des ECAF akzeptiert werden?

4-052

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. − Zur ersten Frage: Wir wissen, dass unser
QE-Programm nachweislich wirkt. Alle unsere Indizien,
unsere Studien und Analysen besagen, dass wir unser
Ziel der Preisstabilität nur erreichen können, wenn das
QE-Programm vollständig umgesetzt wird. Sollten sich
die Abwärtsrisiken, die ich in meinen einleitenden
Ausführungen angesprochen habe, konkretisieren oder
verschärfen, muss das QE-Programm konzeptionell
überarbeitet werden, damit es den neuen
Herausforderungen gerecht werden kann.

Doch ist das der einzige Faktor, der dem Aufschwung
im Euroraum zugrunde liegt? Natürlich nicht. Es gibt
noch andere Faktoren. Einer ist zum Beispiel der
gefallene Ölpreis. Er hat zweifellos das real verfügbare
Einkommen gesteigert. Der dritte Faktor sind jedoch –
und deshalb sage ich stets, dass Geldpolitik allein nicht
ausreicht – die von den Mitgliedstaaten eingeleiteten
Strukturreformen.

Ich wiederhole das noch einmal. Geldpolitik kann zu
einem zyklischen Aufschwung beitragen. Doch damit
aus diesem zyklischen Aufschwung ein struktureller
wird und eine langfristige, nachhaltige Erholung, sind
Strukturreformen erforderlich. Hier verfolgen die
einzelstaatlichen Regierungen eigene Agenden. Die
Liste der Strukturreformen unterscheidet sich von Land
zu Land. Sie müssen auf jeden Fall ihre
Strukturschwächen angehen. Wie ich bereits gesagt habe
und hiermit wiederhole, sind Strukturreformen leichter
zu bewerkstelligen, wenn die Geldpolitik locker und die
Zinsen niedrig sind. Sie sind dann leichter durchführbar
als bei hohen Zinsen und unsicheren
Finanzierungsbedingungen. Mir ist klar, dass das der
landläufigen Meinung widerspricht: Dass wir mit
unserer Niedrigzinspolitik den Regierungen den Anreiz
nehmen, Reformen durchzuführen. Wir sehen das genau
anders. Wir nehmen heute in vielen Ländern Fortschritte
bei Strukturreformen wahr, und auch das ist ein Faktor,
der zu Aufschwung und Wachstum beiträgt.

Doch es gibt noch weitere Faktoren. Dazu gehört unter
anderem, dass in diesem Jahr kein sogenannter

fiskalischer Gegenwind durch die
Haushaltskonsolidierung herrscht wie in den letzten
Jahren. Das liegt daran, dass in mehreren Ländern des
Euroraums Fortschritte bei der Haushaltskonsolidierung
erzielt wurden.

Die andere Frage zu den Ratingagenturen habe ich nicht
beantwortet. Das ist eine laufende Diskussion. Einerseits
hätten wir gern eine Art europäische Ratingagentur, die
die Mitgliedstaaten im Grunde von den privaten und,
sofern ich nicht falsch unterrichtet bin, nicht
europäischen Ratingagenturen unabhängig macht.
Andererseits sollten wir uns die Frage stellen: Welchen
Nutzen hätte das Urteil einer europäischen
Ratingagentur, der womöglich eine Abhängigkeit von
den einzelstaatlichen Regierungen des Euroraums
unterstellt würde, für die Märkte und Anleger weltweit?

Wir müssen daher beide Seiten berücksichtigen. Wir
wissen, welche Schwachstellen die Ratingagenturen in
der Krise offenbarten. Wir müssten wohl sagen, dass
auch in dieser Hinsicht viel erreicht wurde, doch es
besteht diesbezüglich noch ein gewisser Spielraum für
Verbesserungen. Andererseits sollten wir uns auch
fragen, welchen Nutzen eine europäische Ratingagentur
für die Anleger und die Märkte hätte, denn letztlich geht
es doch darum, dass Ratingagenturen für Anleger,
Pensionskassen, Versicherungsgesellschaften, Banken
und Sparer da sind und ein Urteil über die Bonität
bestimmter Emittenten abgeben müssen. Da stellt sich
logischerweise die Frage: Wie soll eine solche
europäische Ratingagentur aussehen? Ist sie vollständig
unabhängig von den Regierungen, die sie haben wollen?

4-053

DE
Jakob von Weizsäcker (S&D). – Herr Draghi, Ihr Mut
ist in dieser Sitzung bereits gebührend gewürdigt
worden, und es ist natürlich ausgesprochen dankenswert,
dass Sie die Regierungen so engagiert dazu anhalten,
bessere Institutionen zu schaffen, damit Ihre Nachfolger
vielleicht nicht mehr ganz so viel Mut brauchen. Uns ist
unter anderem deshalb so viel Mut abverlangt worden,
weil es auf der Ebene des Euroraums keine geeignete
fiskalische Kapazität gibt.

Das bringt mich zu meiner Frage zur Einlagensicherung.
In Ihrer Antwort an Elisa Ferreira haben Sie bereits
deutlich gemacht, dass es Ihnen im Einzelnen nicht so
sehr darauf ankommt, ob ein angemessen bepreister
Rückversicherungsmechanismus konzipiert wird oder
eine ausgewachsene Einlagensicherung. In
Extremsituationen ist die eigentliche Frage aber, wie wir
alle wissen: Werden wir über eine geeignete fiskalische
Letztsicherung verfügen, die dem gesamten System
Glaubwürdigkeit verleiht? Es besteht natürlich eine
gewisse Gefahr, dass es uns ähnlich ergeht wie mit dem
einheitlichen Abwicklungsmechanismus, bei dem wir
uns lange über die Details unterhalten haben. Die Frage
nach der geeigneten fiskalischen Letztsicherung blieb
dabei im Grunde unbeantwortet.
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Meine Frage an Sie ist daher: Wie sollte Ihrer Ansicht
nach die fiskalische Letztsicherung beschaffen sein, die
wir ungeachtet dessen haben sollten, was für ein
Einlagensicherungsmechanismus letztlich beschlossen
wird?

4-054

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. − Diese Frage ist schwer zu beantworten:
Statt eine Antwort auf eine kleine Frage zu geben, werde
ich diese einfache Frage mit einer weitaus schwierigeren
Gegenfrage beantworten.

Ich bin Ihrer Ansicht, doch eben diese Frage steht hinter
fast allem, was wir zum Thema weitere Integration tun
oder sagen. Meiner Auffassung nach sollten wir Schritt
für Schritt vorgehen. Wir könnten ein System
konzipieren, das grundsätzlich unter den meisten
Umständen tragfähig ist, und mit der Zeit dann die
größere Frage in Angriff nehmen, wie die fiskalische
Letztsicherung aussehen soll. Meines Erachtens steht
diese Frage, wie schon gesagt, hinter einer Fülle weiterer
Fragen. Wir haben diese Frage bei anderen
Gelegenheiten nicht gestellt. Warum sollten wir sie
daher jetzt so hoch gewichten?

Mein Vorschlag: Setzen wir uns zusammen und
erarbeiten ein System, das finanziell tragfähig ist und
von den Märkten als relativ stabil und relativ solide
angesehen wird. Sollten die Bürgerinnen und Bürger der
Mitgliedstaaten des Euroraums das wollen, wenden wir
uns dann der größeren Frage nach der fiskalischen
Letztsicherung zu, die natürlich Gespräche über eine
fiskalische Kapazität oder Fiskalunion mit sich bringt.

Lassen Sie mich dazu nur noch Folgendes hinzufügen.
Wenn wir das System betrachten, das wir in den
vergangenen drei Jahren geschaffen haben, so gibt es
genügend Sicherheitsvorkehrungen und Schutzebenen,
bevor wir die große Frage stellen müssen. Meiner
Ansicht nach würden die Märkte und Anleger in aller
Welt dieses System – ein pragmatisch intelligentes
Einlagensicherungssystem – als tragfähig betrachten.
Überlegen Sie nur: Wir haben heute eine
Aufsichtsbehörde, wir haben die Gläubigerbeteiligung,
wir haben die Regelungen der Richtlinie über die
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten
(BRRD) und wir haben stärkere Banken − Banken, die
deutlich stärker sind als noch vor zwei Jahren. Und als
letzte Schutzebene hätten wir dann ein pragmatisch
intelligentes Einlagensicherungssystem. Es gibt also
viele Stufen, bevor wir über eine fiskalische
Letztsicherung nachdenken müssen.

4-055

DE
Pablo Zalba Bidegain (PPE). – Herr Präsident Draghi,
Ihr Berater Benoît Cœuré erklärte soeben, dass die EZB
nicht akzeptieren könne, dass sich die Inflationsrate bei
1 % stabilisiert. Ich verstehe diesen Satz so, dass er
damit neue Maßnahmen für den Monat Dezember
ankündigt – und Sie haben dies im Übrigen auch nicht
abgestritten. Erwägt die EZB im Rahmen dieser neuen

Maßnahmen den Ankauf regionaler und kommunaler
Anleihen?

Außerdem werden uns die Wirtschaftsdaten, die uns
vorgestellt wurden, wie beispielsweise die
Konjunkturverlangsamung, die geringe Inflation und die
geringen Investitionen, einen langen Zeitraum mit
niedrigen Zinssätzen bescheren. Haben Sie Sorge, dass
sich solch ein längerer Zeitraum mit niedrigem Zinssatz
in irgendeiner Weise auf das Finanzsystem auswirken
könnte?

Darüber hinaus halte ich die Wirtschaftsdaten, wie
bereits gesagt, nicht für hundertprozentig ermutigend,
auch wenn sie positiv ausgefallen sind; und ich stimme
darin überein, dass die Währungspolitik der EZB nicht
die einzige Säule für Wachstum bilden kann: das
Wachstum sollte auch auf Strukturreformen beruhen;
und das Wachstum sollte auch auf der
Haushaltskonsolidierung basieren.

Meine Frage lautet: Mangelt es in Bezug auf die
Strukturreformen an Ehrgeiz? Müssten einige Länder
mehr investieren und andere den Binnenverbrauch
stärker ankurbeln?

4-056

DE
Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. − Erlauben Sie mir noch eine allgemeine
Feststellung zu den niedrigen Zinsen. Ich habe das schon
erwähnt, kann es aber noch einmal kommentieren. Ganz
klar, niedrige Zinsen machen den Banken,
Versicherungsgesellschaften und Pensionskassen das
Leben schwerer als früher. Bei den Banken
beeinträchtigen niedrige Zinsen die Rentabilität; den
Versicherungsgesellschaften und Pensionskassen mit
leistungsorientierten Verbindlichkeiten machen sie das
Leben eindeutig schwerer.

Nebenbei bemerkt waren die Zinsen aber auch in
anderen Volkswirtschaften niedrig, etwa in den
Vereinigten Staaten, und auch dort gab es Probleme.
Diese wurden aber nicht so dramatisiert wie hier.
Warum das so ist, ist eine interessante Frage. Das hat
zum Teil mit der Art der Verträge zwischen den
Pensionskassen und Versicherungsgesellschaften und
ihren Kunden zu tun, die oft auf nominale statt auf
variable Werte lauten. Zum Teil hat es aber auch mit den
Einschränkungen zu tun, die für diese Unternehmen
gelten, weil die Anlage in andere Aktivitäten mit
höheren Erträgen reglementiert ist.

Im Grunde ist jedoch klar, dass niedrige Zinsen diesen
Akteuren das Leben schwerer machen. Sie machen es
auch den Sparern schwerer. Die Antwort darauf ist, dass
wir diese Probleme im Auge behalten. Falls und sobald
sie die Finanzstabilität gefährden, werden wir
makroprudenzielle Instrumente in Erwägung ziehen, um
dagegen anzugehen. Wir dürfen aber nicht vergessen,
dass es nicht Auftrag der EZB ist, dafür zu sorgen, dass
Banken rentabel sind, Versicherungsunternehmen
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wirtschaftlich arbeiten und Sparer eine bestimmte
Rendite erzielen. Das ist unbedingt zu berücksichtigen.

In direktem Zusammenhang damit steht die Frage nach
der Notwendigkeit von Strukturreformen und danach, ob
ehrgeizigere Ziele gesteckt werden müssen. In gewissem
Sinne ist die Antwort aus unserem heutigen Gespräch da
ganz klar: ein nachdrückliches Ja. Die Welt – unsere
Welt – verändert sich grundlegend. Wir haben kurz die
Flüchtlingsfrage angesprochen. Der Bankensektor
unterliegt aufgrund des digitalen Bankgeschäfts einem
tiefgreifenden Wandel. Das bedeutet, dass sich der
Bankensektor fundamental umstrukturiert. Unserer
Gesellschaften verändern sich in jeder Hinsicht
tiefgehend und rasant. Die einzige Antwort auf diese
grundlegenden Veränderungen sind Strukturreformen.
Aus diesem Grund müssen wir uns ehrgeizige Ziele
setzen. Nichtstun ist keine Option.

4-057

DE
Vorsitzender. − Vielen Dank, Herr Präsident Draghi. Es
folgte eine fünfminütige Unterbrechung vor der zweiten
öffentlichen Anhörung mit Präsident Draghi in seiner
Eigenschaft als Vorsitzender des Europäischen
Ausschusses für Systemrisiken (ESRB). Ich darf mich
bei ihm für diesen ausgesprochen fruchtbaren
Meinungsaustausch bedanken, der meines Erachtens
nicht nur für das hohe Maß an, sondern auch für die gute
Qualität der Verantwortlichkeit und Sorgfalt spricht, die
dieses Parlament walten lassen kann und die die EZB
über das Europäische Parlament für die europäischen
Bürgerinnen und Bürger leisten will.

(Der Währungspolitische Dialog endete um 11:40 Uhr.)


